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Gerade ist die Umstellung auf die NMS 
erfolgt, schon geht es munter weiter 
mit dem Umbau unseres Bildungs-
systems. Manchmal ist man an das 
englische Wort „speed kills“ erinnert. 
Auch im kürzlich beschlossenen Bil-
dungsreformgesetz 2017 (s dazu den 
Leitartikel auf Seite 20), das neben den 
in der Öffentlichkeit heftig diskutierten 
Schulclustern viele weitere Verände-
rungen bringen wird, bleiben viele Fra-
gen offen. 

Völlig ausgereift ist dieses Gesetz wohl 
nicht. Gerade aus Sicht der Gemeinden 
bleibt wieder einmal in wesentlichen 
Punkten gerade die zentrale Frage 
nach der Finanzierung offen. Der Ös-
terreichische Gemeindebund hat da-
her völlig zu Recht den Konsultations-
mechanismus ausgelöst.
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immer wieder eine Vorgangsweise der 
Gesetzgeber beobachten: Pilotphasen 
in den verschiedensten Bereichen wer-
den finanziert, anschließend bleiben 
die Gemeinden aber auf den Kosten 
sitzen. Dass das nicht nachhaltig funk-
tionieren kann, ist klar. Ob das von der 
Legislative eingesehen und in Zukunft 
beherzigt werden wird, wohl weniger.
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Gemeindefinanzierung NEU – Deregulierung im Fokus

Deregulierung ist in der oberöster-
reichischen Landesverwaltung eine 
Daueraufgabe, hier werden sowohl 
Regelungen auf Landes-, Bundes- 
und EU-Ebene überprüft und gegebe-
nenfalls Änderungen gemacht bzw 
Änderungsvorschläge eingebracht.

Mit 1. Jänner 2018 stellt das Land Ober-
österreich die Gemeindefinanzierung 
NEU auf. Durch dieses zeitgemäße 
Modell eröffnet sich Oberösterreichs 
Gemeinden eine neue Autonomie, ver-
bunden mit neuen Entscheidungsfrei-
heiten und neuen Handlungsspielräu-
men. Die Gemeindefinanzierung NEU 
steigert den Gestaltungsspielraum 
der Gemeinden und überträgt diesen 
dadurch mehr direkte Verantwortung 
in der Projektfinanzierung. Durch 
ein standardisiertes System wird ein 
Maximum an Planungssicherheit ab  
dem Gemeinderatsbeschluss gewähr-
leistet. Selbstverständlich stehen auch 
Deregulierungsmaßnahmen als per-
manenter Prozess im Fokus der Ge-
meindefinanzierung NEU. Vor allem 
das nun umgesetzte One-Stop-Shop-
Prinzip im Rahmen der Projektfinan-
zierung stellt einen entscheidenden 
Schritt zur Vereinfachung der Finanzie-
rungsabläufe der Gemeinden dar. „Ne-
ben einer für die Gemeinde einfachen 
und transparenten Vollziehbarkeit 
ergibt sich eine Verfahrensbeschleu-

nigung. Diese Deregulierungsmaßnah-
men ermöglichen eine Vereinfachung 
in der Projektumsetzung, stärken die 
Gemeindeautonomie und resultieren 
in maximaler Objektivität und Ziel
orientierung in der Gemeindefinanzie-
rung“, erklärt Landesrat Max Hiegels-
berger.

Neben einer Aufwandsvereinfachung 
für die Gemeinden, die durch den fi-
nanziellen Spielraum entsteht, kommt 
es zu einer Vereinfachung der Verwal-
tungsabläufe im Gemeinderessort.

•	 Diese Vereinfachung begründet 
sich darin, dass die Förderung von 
Kleinprojekten nun direkt durch die 
Finanzierung aus dem Strukturfonds 
abgewickelt werden kann.

•	 Auch die 5.000-Euro-Grenze des  
Investitionsvolumens im ordentli-
chen Haushalt entfällt für Abgangs-
gemeinden somit ab 1. Jänner 2018.

•	 Zudem ist der Wegfall des 18-Eu-
ro-Erlasses ein wesentlicher Schritt 
in Richtung Gemeindeautonomie.

• One-Stop-Shop als praxisrelevante 
Maßnahme.

LR Max Hiegelsberger, LH Mag. Thomas Stelzer und LR Podgorschek� Foto: Land OÖ/Schauer

Jo mia san min Radl do

Dass die Stadt Schärding auf Fahrrad-
fahrer besonders achtet, hat sich nicht 
nur in einer eigenen Initiative (Fahrrad-
workshop mit Maßnahmen zur Verbes-
serung) gezeigt, sondern haben auch 
die Gemeinderäte bei der letzten Sit-
zung bewiesen. Sie sind mit dem Rad 
zu dieser Sitzung erschienen. „Es freut 
mich, dass hier bei uns in Schärding 
die umweltschonende Fortbewegung 
gefördert wird, ich selbst bin nicht nur 
zur Gemeinderatssitzung mit dem Rad 
gekommen, sondern fahre im Sommer 
fast jeden Tag mit dem Rad zur Arbeit“, 
so Bürgermeister Franz Angerer.

Foto: Stadtgemeinde Schärding
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Schulbeginn ist nicht nur für Kinder 
und Eltern der Start in eine neue 
Zeit. Mit Beginn des heurigen Schul-
jahres bedeutet dies auch für die Ge-
meinden eine neue Herausforderung 
mit unsicherem Ausgang. 

Präsident Mag. Alfred Riedl und ich wa-
ren am 11. Mai 2017 bei Frau Bundes-
minister Hammerschmid zum Schul-
reformgesetz vorstellig. Wir wurden 
gehört, mussten aber feststellen, dass 
für so manche Vorstellungen und Wün-
sche der gute Wille da ist, bei der Frage 
der Finanzierung scheiden sich jedoch 
die Geister.

Gewisse Zusagen konnten für die Ge-
meinden erreicht werden, und zwar: 
Die Digitale Grundbildung wird for-
ciert. Tablets und Notebooks werden 
vom Bund bereitgestellt, auch um 
Fragen der Haftung, Gewährleistung, 
sozialen Staffelung, Software der Gerä-
te müssen sich die Schulerhalter nicht 
kümmern. 

Die Ausstattung der Schulen mit Breit-
band wird mit Mitteln der Breitband-
milliarde gefördert, zunächst gibt es 
eine Zusage des Verkehrsministers für 
9 Mio Euro, eine darüber hinausge-
hende Finanzierung (wenn die Mittel 
erschöpft sind) wurde in Aussicht ge-
stellt. 

Die „zwangsweise“ Bildung von 
Schulclustern wird beibehalten wer-
den – das Ministerium betonte aber, 
dass ohnedies eine enge Einbindung 
der Schulerhalter vorgesehen ist und 
eine Bildung von Clustern ohne Be-
reitschaft der Schulerhalter gar nicht 
denkbar ist (sollten daher Schulen, 
die aufgrund sinkender Schülerzahlen 
kurz vor der Schließung stehen, nicht 
zu einem Schulcluster bereit sein, so 
wäre die Folge die Schließung). Schwer-
punktsetzungen in Clustern und an 

LAbg. Bgm. Hans Hingsamer
Präsident des OÖ Gemeindebundes

Schulstandorten erfordern jedoch die 
generelle Aufhebung von Schulspren-
geln (in NMS in OÖ erledigt). 

Hinsichtlich des Verwaltungspersonals 
bleibt es dabei, dass der Bund die frei 
werdenden Ressourcen infolge der Bil-
dung von Clustern für Verwaltungsper-
sonal bereitstellt – aus Sicht des Minis-
teriums ist Verwaltungspersonal nicht 
Aufgabe des Bundes, sondern zählt 
zur Schulerhaltung. Offen ist demnach 
die Finanzierung. Die Forderung des 
Gemeindebundes bleibt hier aber klar: 
Schulverwaltung ist nicht Aufgabe des 
Schulerhalters! 

Sehr problematisch ist für uns die Fra-
ge von Supportpersonal, Assistenz-
kräften und Schulsozialarbeit. Alle for-
mulieren Wünsche, doch weder Bund 
noch Länder wollen bezahlen. Auch 
das ist typisch österreichisch! In den 
Erläuterungen des Schulreformgeset-
zes ist ausgeführt, dass Gemeinden 
nicht nur für das Schulgebäude, son-
dern auch für das Assistenzpersonal 
zuständig seien. Eine weitere Meister-
leistung, wie hier der Gesetzgeber mit 
den Gemeinden umgeht! Wir bleiben 
auch da dabei: Die Bereitstellung und 
Finanzierung von Support- und Assis-
tenzpersonal sind nicht Aufgaben des 
gesetzlichen Schulerhalters. Und ob-
wohl eine Reihe an Finanzierungsfra-
gen offen sind, werden neue Wünsche 
formuliert. 5.000 Lehrer zusätzlich und 
die Mittagsverpflegung in den Schulen 
soll gesund und gratis sein. Natürlich, 
aber wer zahlt!!

So bleiben Forderungen des Gemein-
debundes: 
Es bedarf einer Flexibilisierung der 
ganztägigen Schulform (auch der ver-
schränkten) hinsichtlich einer Ver-
einbarkeit mit musikalischen und 
sportlichen Ausbildungsschienen, ins-
besondere der Musikschulen. 

Schulstart – Aufbruch in eine neue Zeit

Die verschränkte Schulform an fünf 
Tagen entspricht insbesondere in 
ländlichen Gemeinden nicht den ge-
sellschaftlichen Bedürfnissen und wird 
aus diesen Gründen nicht angenom-
men. Die bevorzugte Finanzierung von 
verschränkten Formen in der jetzigen 
Form ist daher abzulehnen. 

Derzeit laufen die Verhandlungen für 
die Mittelverteilung nach der Aufga-
benorientierung im Bereich der Kin-
derbetreuung der 0- bis 6-Jährigen, ab 
Herbst bzw nach der Wahl beginnen 
die Verhandlungen im Bereich der 
Schule der 6- bis 15-Jährigen. Einseitige 
Lastenverschiebungen lehnen wir da-
bei entschieden ab. 

Offen bleibt die Frage einer Verlänge-
rung der Art 15a B-VG-Vereinbarung im 
Kindergartenwesen. Mit Ende des Jah-
res laufen diese Vereinbarungen aus. 
Ohne rasche Vereinbarung kommt es 
zu einem Stillstand beim weiteren Aus-
bau der Kinderbetreuung. Befristun-
gen derartiger Vereinbarungen sind 
für die Gemeinden schädlich. Ich hof-
fe, dass hier noch rasch eine Entschei-
dung kommt.

Zum Schluss darf ich noch einmal zu 
unserer Feier „70 Jahre OÖ Gemeinde-
bund“ am 14. September 2017 herzlich 
einladen. Ich freue mich über jeden 
Besuch.
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Es sind herausfordernde Zeiten

Interview mit Direktorin  
Dr. Christiane Frauscher
Leiterin der Direktion Finanzen

OÖGZ:
Herzlichen Dank, dass Sie sich für ein 
Interview für die OÖGZ Zeit nehmen. Es 
sind bewegte Zeiten für Landes- und Ge-
meindefinanzen?

Dr. Frauscher:
Es sind mehr als bewegte Zeiten. 

OÖGZ:
Dramatische Zeiten?

Dr. Frauscher:
Dramatisch würde ich nicht sagen. Es 
sind herausfordernde Zeiten, aber 
durchaus bewältigbar.

OÖGZ:
Als Leiterin der Direktion Finanzen sind 
Sie für das Budget unseres Landes mit-
verantwortlich. Wo liegen die größten He-
rausforderungen?

Dr. Frauscher:
Die größten Brocken sind sicher die 
dynamischen Bereiche, nämlich die 
Gesundheitsfinanzierung, die Pflegefi-
nanzierung, wie überhaupt der gesam-
te Sozialbereich, aber auch der Bereich 
der Kinderbetreuung. Auch hier sind 
in den letzten Jahren  die Kosten sehr 
stark gestiegen und der Trend wird 
wahrscheinlich auch anhalten, nach-
dem die Erwerbsquote der Frauen, 
Gott sei Dank, steigt und die Betreu-
ung immer intensiver wird, wird das 
sicher ein Bereich sein, wo man auch 
verstärkt auf die Kostenentwicklung 
schauen muss.

OÖGZ:
Mit den Gemeindefinanzen neu werden 
mit 2018 die Bedarfszuweisungsmittel 
der Gemeinden neu verteilt. Konnten Sie 
einen Blick auf diese neue Verteilung wer-
fen und falls ja, was halten Sie davon?

Dr. Frauscher:
Gemeindefinanzen neu ist aus mei-
ner Sicht ein absolut positiver Schritt, 
nämlich dahingehend, dass die Ge-
meinden mehr Autonomie eingeräumt 
bekommen haben. Eine Gemeinde 
weiß genau, wie sie liegt, mit wie vielen 
Mitteln sie zu rechnen hat. Sie sind na-
türlich auch mehr gefordert, nämlich 
dahingehend Prioritäten zu setzen. Sie 
müssen genau wissen, wofür setze ich 
meine Mittel ein und können im Vor-
feld genau berechnen, wie viel Geld sie 
vom Land bekommen können. Ich den-
ke mir, das führt sicher dazu, dass die 
Gemeinden die Steuerung wesentlich 
aktiver wahrnehmen als es vielleicht 
bisher der Fall war. Also durchaus ein 
positiver Schritt. Wir müssen nur auf-
passen, dass es auch in der Umsetzung 
sehr positiv angegangen wird. Es fällt 
leider auch zusammen mit der Umset-
zung der Aufgabenorientierung aus 
dem Finanzausgleich. Da muss man 
schauen, dass die Ergebnisse nicht ver-
mischt werden.

OÖGZ:
Das neue Finanzausgleichsgesetz löst in 
Oberösterreichs Gemeinden keine Begeis-
terungsstürme aus. Wie beurteilen Sie es?

Dr. Frauscher:
Der Finanzausgleich 2017 ist aus mei-
ner Sicht ein sehr erfolgreicher Finanz
ausgleich. Er ist aus meiner Sicht bes-
ser verlaufen, als wir uns das erwartet 
haben. Fakt ist, dass sowohl Land als 
auch Gemeinden dazugewonnen ha-
ben, nämlich 300 Mio € mehr an Mit-
teln pro Jahr, plus eine Einmalzahlung 
von 125 Mio € zur Bewältigung der 
Flüchtlingskrise. Natürlich ist es auch 
so, dass die Aufteilung zwischen den 
Gemeinden unterschiedlich war und es 
auch da Gewinner und Verlierer gege-
ben hat. Auch durch die Neuregelung 
der Finanzkraft der Gemeinden gab es 
Gemeinden, die verloren haben. Durch 
eine sogenannte „Dynamikgarantie“ 
sollten aber die Härtefälle ausgeglichen 
werden. Immer, wenn etwas umverteilt 
wird, ist es so: Das Geld wird meistens 
nicht mehr, da gibt es welche, die mehr 
bekommen und dann gibt es welche, 
die weniger bekommen und da muss 
man schauen, dass man einen gleiten-
den Übergang findet. Wichtig ist na-
türlich, dass insgesamt mehr Gerech-
tigkeit einkehrt. Es ist immer schlecht, 
wenn die Umverteilung dazu führt, 
dass es nicht gerecht ist. Das müsste 
man verhindern. Es bewegt sich gleich-
zeitig sehr viel und darum kommen 
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viele Maßnahmen kumuliert für die 
Gemeinden und da braucht es Über-
gangsfristen. Wir hoffen, dass wir ver-
nünftige Übergangslösungen finden. 
Da sind sowohl der Gemeindebund als 
auch wir als Land sehr gefordert.

OÖGZ:
Ebenfalls mit 2018 wird es für das Budget 
Oberösterreichs eine in der Landesver-
fassung festgeschriebene Schuldenbrem-
se geben. Was bedeutet das für die Ge-
meinden unseres Bundeslandes?

Dr. Frauscher:
Die Schuldenbremse, die der Landtag 
für das Land beschlossen hat, hat un-
mittelbar keine Auswirkungen auf die 
Gemeinden. Mittelbar hat sie schon 
Auswirkungen, nämlich dahingehend, 
dass sich das Land verpflichtet, weni-
ger Schulden zu machen. Das bedeu-
tet gleichzeitig aber auch, dass die 
Gemeinden den Maastrichtspielraum 
nutzen können, den das Land nicht 
nutzt. Der Hintergrund, warum wir die 
Schuldenbremse machen, ist schlicht-
weg der, dass wir der Ansicht sind, 
dass wir mehr intergenerative Gerech-
tigkeit schaffen müssen, dass wir nicht 
über unsere Verhältnisse leben dürfen, 
dass wir nur so viel ausgeben wie wir 
auch einnehmen. Ich denke mir, das 
ist grundvernünftig. Wir wollen na-
türlich weiterhin investieren. Und das 
bedeutet, dass wir mehr Spielraum für 
Neues, aber auch zur Schuldentilgung 
schaffen. Wir müssen Strukturrefor-
men angehen, Mitnahmeeffekte, die 
es ja durchwegs auch gibt, gerade im 
Förderbereich, ausmachen und dann 
eben auch beseitigen. Es ist nicht ge-
dacht, dass die Gemeinden unmit-
telbar von der Schuldenbremse des 
Landes betroffen sind, wir werden wei-
terhin auch investieren. Aber wir wer-
den dort investieren, wo es sozusagen 
auch einen Hebel gibt. 

OÖGZ:
Ein dritter Bereich, der uns derzeit ge-
meinsam sehr beschäftigt, ist die Ein-
führung der VRV neu. Sind wir dafür gut 
gerüstet?

Dr. Frauscher:
Bei der VRV neu liegt sicher sehr viel 
Arbeit noch vor uns. Ich denke, wir 
sind auf einem guten Weg. Wir sind 

gerade dabei, die Kontenpläne auf Ge-
meinde- und Landesebene zu durch-
forsten und sind schon einen wesent-
lichen Schritt weiter. Es hakt noch ein 
bisschen daran, dass die VRV, so wie 
sie der Bund beschlossen hat, sehr 
fehlerhaft ist, das heißt, wenn wir die 
VRV so vollziehen würden, wie sie der 
Bund beschlossen hat, würden wir 
keine richtige Ergebnisrechnung und 
keine richtige Finanzierungsrechnung 
bekommen. Daher befinden wir uns 
auch sehr intensiv in Arbeitsgruppen 
mit dem Bund, um die Konten von 
Grund auf durchzugehen. Das Ziel soll 
sein, dass es dann wirklich einheitlich 
ist, dass wir einheitlich bebuchen, dass 
wir richtige Ergebnis- und Finanzie-
rungsrechnungen bekommen. Und ich 
denke mir, dass es da wahrscheinlich 
sinnvoller ist, dass wir uns die Zeit, die 
wir noch brauchen, auch nehmen und 
in die Qualität investieren. Der Plan, 
den der Bund vorgegeben hat, ist, dass 
die VRV neu, also die Doppik, für die 
Länder und für die großen Gemein-
den 2019 in Kraft treten sollte, für die 
kleineren Gemeinden 2020. Ich denke, 
es wäre überlegenswert, ob man nicht 
den Zeitpunkt auf 2020 für alle ver-
schiebt. Das hat den Vorteil, dass wir 
dann auch untereinander vergleichbar 
sind und dass wir auch die Kontenplä-
ne so erstellen, dass wir dann wirklich 
alle gleich buchen. Die Statistik Aust-
ria unterstützt uns da auch ganz stark 
und auch der Rechnungshof. Wir hof-
fen, dass wir auch den Finanzminister 
überzeugen können, dass es besser 
ist, in Qualität zu investieren und sich 
nicht nur auf den Zeitpunkt zu konzen-
trieren. Faktum ist, wenn wir das jetzt 
so fehlerhaft umsetzen, haben wir hin-
terher so viel zu korrigieren, dass wir 
alle wesentlich mehr Aufwand haben 
und ein paar Jahre ganz sicher nicht 
vergleichbar sind.

OÖGZ:
Im neuen FAG Paktum ist auch festge-
schrieben, dass ein Teil der Ertragsan-
teilmittel in Zukunft aufgabenorientiert 
verteilt werden soll. Konkret geht es der-
zeit um den Bereich der Kinderbetreuung. 
Mehr Risiko oder mehr Chance für Land 
und Gemeinden?

Dr. Frauscher:
Natürlich ist jede Neuerung Risiko und 

Chance, und ich glaube, es ist auch 
im Bereich Aufgabenorientierung so. 
Faktum war jedenfalls, dass anlässlich 
des Finanzausgleichs zu Beginn der 
Verhandlungen eigentlich alle Seiten 
die Aufgabenorientierung gefordert 
haben, vorneweg der Gemeindebund 
und natürlich auch der Finanzminister. 
Wir Länder waren ein bisschen zurück-
haltender. Ich denke mir, das Positive 
der Aufgabenorientierung ist, dass die 
Mittelströme idealerweise nach der 
Aufgabenerledigung fließen. Aber wie 
immer ist mit einer Systemumstellung 
auch eine gewisse Gefahr verbunden, 
dass es Verwerfungen gibt. Und wir 
sind gerade dabei, in einer Arbeits-
gruppe gemeinsam mit dem Gemein-
de- und Städtebund, aber auch mit 
dem Finanzministerium, die Kriterien 
für die Aufgabenorientierung im Be-
reich der Elementarbildung auszuma-
chen. Da gibt es unterschiedlichste 
Kriterien, an die man die Mittelfüße 
anknüpfen kann, die natürlich auch 
unterschiedlichste Auswirkungen ha-
ben in den jeweiligen Gemeinden. Wir 
werden uns dann auch anschauen, wie 
sich das auf die einzelnen Gemeinden 
auswirkt. Unser Ziel ist, dass wir die 
Verwerfungen möglichst gering halten, 
aber auch da sage ich, wie bei der Fra-
ge des Finanzausgleichs, es ist auf je-
den Fall notwendig, dass man im Über-
gangszeitraum Härtefälle ausgleicht. 
Und da werden wir als Land besonders 
gefordert sein. Es ist der Plan, dass ca. 
10 % der Gemeindeertragsanteile jetzt 
einmal aufgabenorientiert verteilt wer-
den. Der Rest ist nicht aufgabenorien-
tiert bzw auch das Land investiert sehr 
wesentlich in den Bereich der Kinder-
betreuung und da müssen wir dann 
unsere Mittel auch dazu verwenden, 
dass wir die Gemeinden, die verlieren 
würden und die ihre Aufgaben so nicht 
mehr erledigen könnten, unterstützen. 
Der Umstieg sollte sozusagen neutra-
lisiert werden. Das ist auch im Finanz- 
ausgleichspaktum festgeschrieben.  
Alle Gemeinden, die zusätzliche Aufga-
ben dazunehmen, sprich Öffnungszei-
ten ausdehnen oder auch zusätzliche 
Gruppen installieren, mehr Kinder be-
treuen, sollten zusätzliche Mittel be-
kommen. Und da kann es vorkommen, 
dass kleinere Gemeinden, wo weniger 
Kinder sind oder wo die Öffnungszei-
ten nicht so erweitert werden, weil viel-
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leicht auch der Bedarf nicht entspre-
chend da ist, dass die dann in Zukunft 
weniger Mittel bekommen. Und das 
müssen wir dann beim Umstieg aus-
gleichen. 

OÖGZ:
Der Österreichische Gemeindebund for-
dert in dem Zusammenhang, dass man 
nicht 10 % der Ertragsanteile, sondern 
nur 3 % der Ertragsanteile in einem ers-
ten Schritt einmal auf diese Art und Wei-
se neu verteilt. Was sagen Sie zu dieser 
Forderung?

Dr. Frauscher:
Ich finde es persönlich auch besser, 
wenn man zunächst einmal mit einem 
kleineren Volumen beginnt. Man wird 
es dann ohnehin evaluieren, das ist der 
Plan, und man hat dann weniger Risi-
ko. Der Prozentanteil der Ertragsantei-
le, der verteilt wird, der ist im Moment 
politisch noch nicht paktiert, das ist 
noch offen. Aber die Forderung steht 
im Raum und die wird seitens der Län-
der auch unterstützt. 

OÖGZ:
Eine ganz allgemeine Frage an Sie als  
Finanzexpertin: Wie werden sich die  
Zinsen in den nächsten Jahren entwi-
ckeln?

Dr. Frauscher:
Wenn ich das wissen würde, würde ich 
wahrscheinlich nicht hier sitzen. Es ist 
so, dass sich natürlich die Zinsen in 
den vergangenen Jahren dramatisch 
nach unten entwickelt haben, in einem 
Ausmaß, das sich eigentlich niemand 

hat vorstellen können. Für uns als öf-
fentliche Hand ist es im Moment ganz 
angenehm, weil wir auch wenig Zinsen 
zahlen. Das hat auch dazu geführt, 
dass wir mehr investiert haben. Ich 
persönlich glaube, dass die Zinsen mit-
telfristig moderat ansteigen werden. 
Ich denke, dass sich in den nächsten  
2 bis 3 Jahren nichts Wesentliches ver-
ändern wird, aber man merkt jetzt, 
auch schon in Amerika gibt es einen 
leichten Zinsanstieg. Auch bei uns 
steigen sie mittelfristig schon leicht 
an. Und das bedeutet für uns aber 
gleichzeitig auch, dass wir uns rüsten 
müssen. Denn wenn die Zinsen dann 
wirklich massiv ansteigen, dann wird 
uns das in der Schuldenlast natür-
lich massiv beschäftigen. Das ist auch 
der Grund, warum wir die Schulden-
bremse in Oberösterreich angehen. 
Ich denke mir, jetzt wo die Wirtschaft 
auch wieder anspringt – wir leben ei-
gentlich in einer Phase der Hochkon-
junktur – sollten wir die antizyklische 
Wirtschaftspolitik ernster nehmen. 
Das bedeutet, dass wir als öffentliche 
Hand jetzt eigentlich nicht mehr so viel 
ausgeben, sondern mehr Schulden til-
gen sollten. Wenn wir jetzt zusätzliche 
finanzpolitische Maßnahmen setzen 
würden, würde das sicher klassische 
Mitnahmeeffekte auslösen, die verpuf-
fen und es ist Steuergeld. Es liegt auch 
an uns, dass wir mit Steuergeld sehr 
verantwortungsvoll umgehen.  

OÖGZ:
Zum Schluss eine persönliche Frage: Was 
mögen Sie an Ihrer Arbeit ganz besonders 
und was gar nicht?

Dr. Frauscher:
Was ich besonders an meiner Arbeit 
mag, ist, dass wir sehr breit aufgestellt 
sind, nämlich thematisch. Alle Ressorts 
brauchen natürlich auch finanzielle 
Mittel, das heißt, wir haben als Finanz-
abteilung den Vorteil, sehr tief hinein-
schauen und mitverhandeln zu dür-
fen. Das ist etwas, was ich besonders 
schätze, weil es jeden Tag spannend 
macht. Ich mag auch besonders, dass 
wir viel mit den Leuten zu tun haben. 
Es ist nicht so, dass der Job als Finan-
zer sehr trocken ist, sondern ganz im 
Gegenteil, es ist ein sehr lebendiger 
Job, weil wir sehr viel mit Leuten zu tun 
haben. Was ich an meinem Job weni-
ger mag, ist das, dass ich im Grunde 
ein ungeduldiger Mensch bin und dass 
mir manche Entscheidungswege ein 
bisschen zu lange dauern und dass es 
oft sehr mühsam ist, weil wir auch in 
Oberösterreich nicht auf einer Insel 
leben, sondern sehr viel von Entwick-
lungen auf Bundesebene abhängt. Die 
Konsensfindung auf Bundesebene ist 
nicht immer ganz einfach. Das ist oft 
ein bisschen mühsam. Ich denke mir, 
gerade wenn wir große Reformen an-
gehen, brauchen wir den Blick aufs 
Ganze und auch einen gemeinsamen 
Schulterschluss; eigentlich bräuchten 
wir eine gesamtstaatliche Neuordnung 
der Aufgaben und da muss jeder ge-
samtstaatliche Verantwortung wahr-
nehmen und nicht nur auf seinen Be-
reich schauen. 

OÖGZ:
Frau Direktorin Frauscher, herzlichen 
Dank für das Interview.
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Hörst du gut?

OÖ bietet flächendeckendes Hör-
screening für Vorschulkinder.

Ein gutes Hörvermögen ist bei Kindern 
eine Voraussetzung für eine gesunde 
sprachliche, geistige und soziale Ent-
wicklung. Aus diesem Grund sollten 
mögliche Hörschädigungen rechtzeitig 
erkannt und behandelt werden. Mit 
einem modernen flächendeckenden 
Hörscreening mittels Screening-Audio- 
meter werden in Oberösterreich nun 
drei- bis viermal so viele Auffälligkeiten 
bei Kindern entdeckt wie zuvor. Ober-
österreich ist mit dem Bundesland 

Tirol Vorreiter in der flächendecken-
den Erkennung von Hörstörungen im 
Kindergartenalter.

„Oberösterreich ist nun – neben dem 
Bundesland Tirol – Vorreiter in der flä-
chendeckenden Erkennung von Hör-
störungen im Kindergartenalter. Wir 
erwarten uns dadurch eine bessere 
Erfassung der Hörstörungen bei der 
Altersgruppe der 4- bis 5-Jährigen und 

die Prävention von geistigen, sozialen 
und sprachlichen Entwicklungsstörun-
gen, die audiogen bedingt, also durch 
schlechtes Hören verursacht sind. So 
können die Auswirkungen von Schwer-
hörigkeit vermieden oder zumindest 
deutlich eingeschränkt werden. Diese 
frühzeitige Hilfe ist doppelt wertvoll, 
weil spätere Folgekosten vermieden 
werden können“, sagt Sozial-Landes-
rätin Birgit Gerstorfer.Hörscreening bei Logopädin

v. l.: Barbara Kraxberger, LR Birgit Gerstorfer, Renate Heitz und Dr. Daniel Holzinger
Foto: Land OÖ

Landesverwaltungsgericht legt Oö Landesregierung  
ersten Tätigkeitsbericht vor

Mit 1. Jänner 2014 nahmen die 
durch die „Verwaltungsgerichtsbar-
keits-Novelle 2012“ geschaffenen elf 
Verwaltungsgerichte – neun Verwal-
tungsgerichte der Länder und zwei 
Verwaltungsgerichte des Bundes – ih-
ren Betrieb auf.

Nach nunmehr drei Jahren legte das 
Landesverwaltungsgericht Oberöster-
reich jetzt seinen ersten Tätigkeitsbe-
richt über die Jahre 2014 bis 2016 vor.
Insgesamt 12.058 Rechtssachen sind 
in diesem Zeitraum in mehr als 250 
Materien der unterschiedlichsten Be-
reiche (von Baurecht über Verkehrs-
recht, Sozialversicherungsrecht bis hin 
zu Naturschutz oder Wasserrecht etc) 

angefallen. 10.384 aller anhängig ge-
machten Verfahren konnten davon in 
den ersten drei Jahren bereits erledigt 
werden, was eine Erledigungsquote 
von 86 % bedeutet.

Die 10.384 Erledigungen der Beschwer-
den gliedern sich in 4.106 Bestätigun-
gen (Abweisungen), 1.599 teilweise 
Stattgebungen, 2.170 Stattgebungen, 
923 Zurückweisungen, 276 Zurück- 
verweisungen an die belangte Behör-
de, 615 Einstellungen, 98 Zurückzie-
hungen und 597 sonstige Erledigun-
gen.

Neben der Qualität der Entscheidun-
gen ist die angemessene Dauer der 

Verfahren eine der zentralen He
rausforderungen an den modernen 
Rechtsschutz. Die Verfahren beim  
Landesverwaltungsgericht Oberöster-
reich weisen eine durchschnittliche 
Verfahrensdauer von rund vier Mona-
ten auf. 

„Ein funktionierender Rechtsschutz 
ist einer der Grundpfeiler eines de-
mokratischen Staats. Transparente 
und in angemessener Zeit getroffene 
Entscheidungen erhöhen das Ver-
trauen der Bürgerinnen und Bürger 
in den Rechtsstaat und daher letzt-
lich auch in die Demokratie“, betont 
Landeshauptmann Mag. Thomas  
Stelzer.
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Landessicherheitstag 2017

„DU bist wichtig“: Unter diesem Titel 
wurden am 3. und 4. Juli 2017 beim 
Landessicherheitstag des Netzwer-
kes für Sicherheit und Zivilschutz 
„Sicheres Oberösterreich“ mehr 
als 1.100 Schülerinnen und Schü-
lern die Bedeutsamkeit von Selbst-
schutzmaßnahmen erklärt.

Die Veranstaltung fand an beiden Ta-
gen jeweils von 9.00 bis 14.30 Uhr am 
Areal der Kaserne/Fliegerhorst Vogler 
in Hörsching statt. Das Netzwerk für 
Sicherheit und Zivilschutz „Sicheres 
Oberösterreich“ veranstaltete heuer 
erstmalig diesen Landessicherheits-
tag, zu dem die Schüler(innen) der  

7. und 8. Schulstufe eingeladen wur-
den. Die Veranstaltung wird vom Land 
OÖ und dem zuständigen Landesrat 
für Sicherheit und Zivilschutz, KommR 
Elmar Podgorschek, sowie vom LSR OÖ 
und dessen Amtsführendem Präsiden-
ten Fritz Enzenhofer unterstützt.

Elf der im Netzwerk vertretenen Si-
cherheitsorganisationen präsentierten 
dabei ihre Arbeitsschwerpunkte und 
informierten die Schüler über mögli-
che Gefahrensituationen und das rich-
tige Verhalten in Notfällen.

Weitere Informationen: www.sicheres- 
ooe.at bzw. www.zivilschutz-ooe.at

Amtsf. Präsident Fritz Enzenhofer,  
LSR OÖ; Landesrat Elmar Podgorschek;  
NAbg. Mag. Michael Hammer, 
Präsident oö Zivilschutz; Josef Lindner, 
Landesgeschäftsführer oö Zivilschutz 
� Foto: Land OÖ/Stinglmayr

Vorsorgen für Krisenfälle

Am Samstag, 7. Oktober 2017 fin-
det wieder der österreichweite Zi-
vilschutz-Probealarm statt, der die 
Bevölkerung mit den verschiedenen 
Sirenensignalen vertraut machen 
soll.

Dieser Tag ist auch der Landes-Zivil-
schutztag und bietet die beste Gelegen-
heit für einen „Stresstest im eigenen 
Haushalt“. Im Zuge dieses Stresstests 
sollen die Sicherheitseinrichtungen 
und Notfallgeräte in den eigenen vier 
Wänden getestet und der persönliche 
Lebensmittelvorrat überprüft werden. 
Die Gefahren und Notsituationen 
sind einem ständigen Wandel unter-
worfen. Von den Auswirkungen einer 
großflächigen atomaren Katastrophe 
bis hin zu den noch unbekannten Di-
mensionen eines überregionalen, län-
gerfristigen Stromausfalles (Blackout) 
bis zu Naturkatastrophen und den 

alltäglichen Gefahren im Haushalt: Ge- 
fahrenerkennung, Selbstschutzmaß-
nahmen und richtiges Verhalten in 
Notsituationen sind die Basis für mehr 
Sicherheit in der Bevölkerung.

„Je besser jeder Einzelne vorbereitet 
ist, desto effektiver ist der Schutz vor 
Gefahren. Wir müssen uns im Klaren 
sein, dass jederzeit ein Krisenfall ein-
treffen kann und sich jeder selbst best-
möglich darauf vorbereiten muss. Bei 
einer großflächigen und sehr schwe-
ren Katastrophe können die Rettungs-
kräfte nicht überall sein. Wenn Sie sich 
und Ihren Nachbarn selbst helfen kön-
nen, sind Sie klar im Vorteil“, erklärt OÖ 
Zivilschutz-Präsident Hammer weiter.

Den vollständigen Artikel finden Sie auf 
unserer Homepage www.ooegemeinde-
bund.at unter Neu und Aktuell.
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Kinderrechte sind Menschenrechte

Bewusstseinsbildung, Sensibilisie-
rung und Aufklärung sind die Eck-
pfeiler der neuen Offensive des OÖ 
Integrationsressorts für Kinder mit 
Flucht- und Migrationshintergrund.

Weltweit sind 11,5 Millionen Kinder 
auf der Flucht, das sind 51 % aller ins-
gesamt 22,5 Millionen Vertriebenen, lt 
UNHCR Global Trends 2016.

LR Rudi Anschober: „Kinderrechte gilt 
es zu wahren – zu jeder Zeit, für jede in 
Oberösterreich lebende Person und an 

jedem Ort – davon gibt es keine Aus-
nahme.

Kinder leiden unter Krieg und Konflik-
ten besonders, jene, die in Österreich 
nun eine neue Heimat gefunden ha-
ben, haben hier auch die Chance auf 
einen Neustart: In Frieden, mit Pers-
pektiven, mit Rechten und Pflichten, 
genießen Bildung und Gleichstellung. 
Gemeinsam mit Expert(inn)en startet 
das OÖ Integrationsressort eine Offen-
sive für Kinderrechte – zur Sensibilisie-
rung und Aufklärung für Kinder und 
Eltern, für den Umgang in der Grund-
versorgung, für NGOs und Betreuer(in-
nen), in Schulen uvam. Zusätzlich zum 
Schwerpunkt ,Gleichstellung von Mann 
und Frau‘ setzt das Integrationsressort 
nun einen zweiten starken Impuls für 
die Informationsarbeit im Bereich der 
Orientierungsmaßnahmen und für das 

gemeinsame Leben in Oberösterreich.“ 
Von den aktuell insgesamt rund 11.500 
Personen in der oö Grundversorgung 
befinden sich über 3.800 Kinder und 
Jugendliche (0–18 Jahre). Das heißt, 
ein Drittel der nach Oberösterreich ge-
flüchteten Menschen sind aktuell Kin-
der und Jugendliche.

412 Kinder und Jugendliche leben allein 
ohne Bezugsperson in Oberösterreich 
(unbegleitete minderjährige Fremde), 
die große Mehrheit lebt hingegen im 
Familienverband zusammen mit Eltern 
und Geschwistern hier (gesamt rund 
2.000 Familien).

Nicht in jedem Land auf der Welt wer-
den Kinder staatlich geschützt, va nicht 
in kriegsgebeutelten Regionen. Umso 
wichtiger ist es daher, bei einer Zu-
flucht nach Österreich entsprechend 
auf die Kinderrechte (online unter
https://www.unicef.org/magic/briefing/ 
uncorc.html) hinzuweisen, diese zu 
verdeutlichen.

LR Rudi Anschober mit einer aus 
Afghanistan geflüchteten Familie	
� Foto: Büro LR Anschober/Dedl

Wohnen nach dem Chancengleichheitsgesetz

„Mehr als 2.000 Menschen mit Beein-
trächtigungen werden bis 2022 eine 
,Wohnbetreuung‘ benötigen. Dieser 
Kraftakt kann nur durch Bündelung 
aller Ressourcen und bei intelligenter 
Verwendung der Gelder gelingen. Da-
für hat das Sozialressort eine umfas-
sende Strategie erarbeitet:

• Wir werden den ‚Betreuungsmix‘ ver-
ändern und damit mehr mobile, inklu-
sivere (die Selbstständigkeit fördern-
de) und günstigere Angebote schaffen 
und 35 % der Kosten einsparen.

•	 Und wir werden auf Grundlage des 
Projekts Sozialressort 2021+ rund 
600 Plätze selbst finanzieren können.

•	 Ich danke daher auch Landeshaupt-
mann Mag. Stelzer für seine Bereit-
schaft, weitere 400 Plätze zu finan-
zieren, womit wir in dieser Periode 

beinahe 1.000 Menschen ein Ange-
bot machen können.

•	 Darüber hinaus braucht es Finanz-
mittel, die teilweise auch durch den 
Bund angeboten werden“, 

so Sozial-Landesrätin Birgit Gerstorfer 
einleitend.

Im Auftrag von Sozial-Landesrätin Birgit 
Gerstorfer wurde eine Bedarfsprogno-
se für den Leistungsbereich „Wohnen“ 
nach dem OÖ Chancengleichheitsge-
setz erstellt, für jene Menschen die 
einen unmittelbaren, sehr dringlichen 
oder dringlichen Bedarf haben. Zum 
Abbau der dringlichen Wartelisten und 
zur Deckung der – aufgrund der altern-
den Bevölkerungsstruktur steigenden 
– Bedarfe müssen spätestens bis zum 
Jahr 2022 zusätzliche 2.086 Wohnplät-
ze geschaffen werden.

Bei der Finanzierung hakt es aber 
noch. Dass in der Aussendung davon 
die Rede ist, dass in diesem Bereich 
auch Mittel nach § 24 FAG eingesetzt 
werden sollen, kann nur auf einem Irr-
tum beruhen.

Dr. Michael Slapnicka und Landesrätin 
Birgit Gerstorfer� Foto: Land OÖ/Stinglmayr
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Analyse Fachkräftesituation

In der heimischen Wirtschaft gilt die 
Verfügbarkeit von Fachkräften als 
einer der wichtigsten Wachstums-
faktoren. Daher sind möglichst gute 
Kenntnisse über Angebot und Nach-
frage sowie über mögliche zukünfti-
ge Veränderungen entscheidend.

Neue Tiefenanalyse der regionalen Ar-
beitsmärkte in OÖ. Mit dem Fachkräf-
te-Screening werden die Nachfrage, 
das Angebot und insbesondere mög-
liche Engpässe an Fachkräften auf Be-
rufs- und Qualifikationsebene in den 
oö Regionen untersucht. Dafür werden 
erstmals Arbeitsmarktdaten mit demo-
grafischen Daten und Daten aus dem 
OÖ Bildungsmonitoring sowie dem 
Fachkräftemonitor OÖ verknüpft.

Ausgewählte Ergebnisse:

•	 Mehr Arbeitsplätze in allen Arbeits-
marktbezirken vorhanden

•	 Regionale, berufs- und qualifika-
tionsspezifische Engpässe bei der 
Rekrutierung von Fachkräften bei 
gleichzeitiger Arbeitslosigkeit

•	 Fachkräftemangel in technischen 
Berufen über alle Ausbildungsni-
veaus hinweg

•	 IKT-Fachkräfte zählen zu den am 
dynamischsten wachsenden Berufs-
gruppen

•	 Bedarfsgemäße Nutzung des Ar-
beitskräftepotenzials sicherstellen

Ziel ist, das aktuelle und vor allem das 
in Zukunft zu erwartende Ungleichge-
wicht zwischen Fachkräfteangebot und 
-nachfrage zu verringern. Dafür gilt es, 
geeignete arbeitsmarkt- und bildungs-
politische Maßnahmen zu ergreifen. 
Die Entscheidungsbasis liefert das re-
gionale Fachkräfte-Screening.

v. l.: Thomas Oberholzner, LH-Stv. Michael Strugl, LR Christine Haberlander und Helmut 
Dornmayr 	�  Foto: Land OÖ/Daniel Kauder

19 Millionen Euro für die Altlastensanierung

In den vergangenen 13 Jahren wur-
den bereits 120 Millionen Euro aus 
der Altlastensanierungskommissi-
on für Umweltschutz nach OÖ ge-
bracht.

Viele Altlasten, also Umweltsünden der 
Vergangenheit, wie Abfallablagerun-
gen oder Untergrundverunreinigun-
gen, die für Gesundheit, Grundwasser 
und Umwelt nun eine Gefahr darstel-
len, wurden in Oberösterreich bereits 
saniert. Aktuell läuft die Sanierung der 
Altlast „Kokerei“ der Voest als größtes 
Projekt in ganz Österreich, für den  
vorletzten Sanierungsteil wurden rund 
18 Mio Euro genehmigt. 

Zweimal jährlich tritt die Altlastensanie-
rungskommission mit Oberösterreichs 
Umwelt-Landesrat Rudi Anschober als 

eines der Mitglieder zusammen, um 
Geld für Sanierungen in ganz OÖ zu 
vergeben. Seit 13 Jahren ist LR Anscho-
ber Mitglied der Kommission. Seither 
ist OÖ bei der österreichweiten Finanz- 
aufteilung sehr erfolgreich – insgesamt 
120 Millionen Euro sind in dieser Zeit 
nach OÖ geflossen – das liegt weit über 
dem Bevölkerungsanteil Oberöster-
reichs.

Die drei größten Sanierungsprojekte 
Oberösterreichs:
•	 Laufend: Altlast Kokerei Linz, Sa-

nierungsmaßnahmen: Funnel und 
Gate, Phasenschöpfung, Räumung 
der ungesättigten Zone, Bodenluft-
absaugung, bisher ausbezahlte För-
derung 85 Millionen Euro. Zuletzt 
genehmigte Förderung: Knapp 18 
Millionen Euro. 

•	 Deponie und Retentionsbecken 
Gusswerkstraße in Steyr, Sanie-
rungsmaßnahmen: Räumung des 
kontaminierten Bereichs, ausbezahl-
te Förderung 7,5 Millionen Euro.

•	 Deponie Freistadt, Sanierungsmaß-
nahmen: Räumung des kontami-
nierten Bereichs, ausbezahlte För-
derung: 4,5 Millionen Euro.

LR Anschober: „Jeder Euro für die Ent-
schärfung von Umweltsünden der Ver-
gangenheit ist gut investiertes Geld. 
Es erspart bzw begrenzt Folgeschäden 
und Folgekosten. Die Höhe der För-
derung seitens des Bundes hängt ua 
von der Frage der Verantwortung für 
den Schaden ab, zB ob es sich um ein 
genehmigtes Projekt handelte oder 
nicht.“ 
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Planungen Hochwasserschutz im Eferdinger Becken 
abgeschlossen

Am 3. Juli 2017 tagte der Beirat 
zum Hochwasserschutzprojekt Efer-
dinger Becken.

Aufgrund der Naturkatastrophe von 
2013 und dem dringenden Wunsch 
der Bevölkerung kamen die Bundesre-
gierung und die OÖ Landesregierung 
überein, die Umsetzung eines umfas-
senden Hochwasserschutzprojektes 
mit Kosten von bis zu € 250 Mio zum 
Schutz der Bevölkerung des Eferdinger 
Beckens zu ermöglichen.
 
Im Oktober 2013 wurden erste Be-
reiche identifiziert, innerhalb derer 
passiver Hochwasserschutz gefördert 
wird. Außerhalb der „gelben Zone“, der 
Zonen für die freiwillige Absiedelung, 
wurde nun ein Generelles Projekt für 
den gesamten verbleibenden Hoch-
wasserabflussbereich der Donau im 
Eferdinger Becken erstellt. 

Das Generelle Projekt umfasst konkre-
te Maßnahmen, die gemäß Wasser-
bautenförderungsgesetz zu 50 % vom 
Bund und 30 % vom Land Oberöster-
reich gefördert werden können. 20 % 
der erforderlichen Mittel sind vom 

Interessenten aufzubringen. Als Inte-
ressent für eine Hochwasserschutz-
maßnahme können Gemeinden, Zu-
sammenschlüsse von Gemeinden in 
Form von Verbänden, Personen oder 
ein Zusammenschluss von Personen in 
Form einer Genossenschaft auftreten. 
Die Instandhaltung technischer Hoch-
wasserschutzanlagen wird von Bund 
und Land zu jeweils einem Drittel ge-
fördert. 
 
Ob Maßnahmen umgesetzt werden 
sollen und somit Förderungsmittel in 
Anspruch genommen werden, ent-
scheidet die zuständige Standortge-
meinde.

Technische Hochwasserschutzmaß-
nahmen (aktiver Hochwasserschutz) 
schützen vor den schädlichen Auswir-
kungen des Bemessungshochwassers. 
Ein Schutz vor aufsteigendem Grund-
wasser kann durch diese Maßnahmen 
aufgrund der Förderungsrichtlinien 
des Bundes nicht zugesichert werden. 
Weiters dürfen durch technische Hoch-
wasserschutzmaßnahmen keine nach-
teiligen Folgen auf die Hochwasserab-
flussverhältnisse für Dritte entstehen.

Absiedelung (passiver Hochwasser-
schutz) ist eine hochwirksame Maß-
nahme, für die ebenfalls gemäß Was-
serbautenförderungsgesetz und den 
darauf aufbauenden Richtlinien För-
derungen gewährt werden können. 
Durch die Absiedelung von Objek-
ten aus dem Hochwasserabflussbe-
reich werden nachhaltig Schäden und 
menschliches Leid verhindert, es fallen 
keine Instandhaltungs- und Instand-
setzungskosten an.
 
Auf Basis festgesetzter Planungsgrund-
sätze wurde im generellen Projekt für 
einen Hochwasserschutz Eferdinger 
Becken untersucht, welche Objekte 
im Eferdinger Becken mittels Mauern, 
Dämme oder Spundwände unter Si-
cherstellung der Erreichbarkeit für die 
Betriebsmannschaften aktiv geschützt 
werden können, ohne dass andernorts 
im Eferdinger Becken dadurch die Was-
serspiegellagen angehoben werden 
oder der Abfluss deutlich beschleunigt 
wird. Mehr als 40 Varianten für einen 
Hochwasserschutz wurden erarbeitet, 
um die – bezogen auf alle Bewohner 
im Eferdinger Becken – beste Schutz-
variante zu entwickeln.

Neue Donaubrücke in Linz

Für eines der zentralen Infrastruk-
turprojekte in Linz und für Tausen-
de Pendler in ganz Oberösterreich 
konnte Ende Juni eine Einigung zwi-
schen dem Land Oberösterreich und 
der Stadt Linz erzielt werden.

Das Land Oberösterreich wird 40 % 
der Errichtungskosten der neuen Do-
naubrücke tragen und sich an den 
Planungs- bzw Vorleistungskosten be-
teiligen. Die Finanzierung läuft bis zum 
Jahr 2021. Die Errichtungskosten lie-
gen bei rund 83 Millionen Euro (inklusi-
ve Vorsteuer). Die Stadt Linz wiederum 
verpflichtet sich als Bauherr, eine tech-
nische Durchbindung der Mühlkreis-

bahn auf der neuen Donauquerung zu 
ermöglichen.

„Durch diese Einigung ist gewährleis-
tet, dass es zu keiner Verzögerung des 
Baubeginns für die neue Donaubrücke 
kommen wird. Wir nehmen unsere 
Verantwortung wahr und wollen auch 
finanziell an der Beseitigung der Ver-
kehrsmisere in Linz mithelfen. Diese 
Investition soll auch Tausende Pendler-(in-
nen), die sich täglich durch den Stau 
quälen, wieder optimistischer in die 
Zukunft blicken lassen. Wir legen mit 
dieser Lösung auch das Fundament für 
einen attraktiveren öffentlichen Ver-
kehr, da die Durchbindung der Mühl-
kreisbahn gewährleistet wird“, so Lan-

deshauptmann Mag. Thomas Stelzer, 
der auf intensive und konstruktive Ver-
handlungen hinweist, die ohne öffent-
liches Hick-Hack stattgefunden haben. 

„Die Finanzierungsvereinbarung mit 
dem Land ist ein weiterer Meilenstein 
für den Neubau der Eisenbahnbrücke. 
Bekanntlich liegen die rechtlichen Be-
willigungen vor. Damit zeigen wir, dass 
wir bei wichtigen Projekten gemein-
same Lösungen zustande bringen. 
Das ist für die Lebensqualität der Lin-
zer(innen) wichtig, das stärkt den Wirt-
schaftsstandort Linz, vor allem das In-
novationszentrum Tabakfabrik“, zeigt 
sich auch der Linzer Bürgermeister 
MMag. Klaus Luger erfreut. 
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Gemeindebundjuristen diskutieren

▪	Gesamtschuldnerschaft
Bei Wohnobjekten mit zahlreichen 
Miteigentümern wird oft ersucht, die 
Hausbesitzabgaben auf die einzelnen 
Miteigentümer entsprechend den Ei-
gentumsanteilen aufzuteilen. Dies 
ist für die Gemeinde oft mit einem  
unverhältnismäßigen Verwaltungsauf-
wand verbunden. Abgabenschuldner, 
für die die Liegenschaft betreffenden 
Abgaben sind entsprechend den Ge-
bührenordnungen der Gemeinden im 
Regelfall die grundbücherlichen (Mit-)
Eigentümer der betreffenden Liegen-
schaft. Gleiches gilt für die Grundsteu-
er. Personen, die nach Abgabenvor-
schriften dieselbe abgabenrechtliche 
Leistung schulden, sind gem § 6 Abs 1 
BAO Gesamtschuldner (Mitschuldner 
zur ungeteilten Hand). Gesamtschuld 
bedeutet, dass jeder Miteigentümer 
als Gesamtschuldner die gesamte vor-
geschriebene Leistung schuldet, auch 
wenn sie von der Behörde nur einmal 
eingehoben werden kann. Bei einem 
Gesamtschuldverhältnis liegt es im Er-
messen der Abgabenbehörde, ob sie 
die gesamte Gebührenschuld an ei-
nen oder an alle Gesamtschuldner zur 
Vorschreibung bringt. Die Abgabenbe-
hörde ist daher nicht verpflichtet, die 
aushaftende Abgabe entsprechend 
den Miteigentumsanteilen auf die Ab-
gabenschuldner aufzuteilen. Hat aber 
ein Gesamtschuldner die ganze Schuld 
geleistet, so ist er berechtigt, von den 
übrigen Mitschuldnern im Zivilrechts-
weg den Ersatz nach dem zwischen 
den Schuldnern bestehenden Rechts-
verhältnisverhältnis zu begehren. Das 
zwischen den Miteigentümern beste-
hende Rechtsverhältnis ist aber für die 
Abgabenbehörde bei Einhebung der 
Abgabe nicht von Bedeutung. 

▪	Wirtschaftshof – zuständiges 
Organ zur Entscheidung über 
eine Aufwandsentschädigung

Ein aus mehreren Mitgliedsgemeinden 
gemeinsam eingerichteter Wirtschafts-
hof wurde nach dem OÖ Gemeinde-
verbändegesetz gegründet. Wir wur-
den gefragt, welches Organ dieses 
Gemeindeverbandes zur Beschlussfas-
sung über eine monatliche Aufwands-

entschädigung für den Verbandsob-
mann zuständig ist. Primär wird diese 
Frage nach den Bestimmungen der 
Verbandsstatuten zu beurteilen sein. 
Sollte sich in den Verbandsstatuten 
keine entsprechende Bestimmung 
über die Zuständigkeit befinden, so 
ist unserer Rechtsansicht nach für die 
Beschlussfassung über die Gewährung 
einer Aufwandsentschädigung die Ver-
bandsversammlung zuständig. Dies 
ergibt sich uE aus einer sinngemäßen 
Anwendung des § 43 Abs 1 OÖ GemO 
1990 iVm § 24 OÖ Gemeindeverbände-
gesetz. 

▪	Kündigung eines Bestandsvertra-
ges

In einem Amtsgebäude sind Räumlich-
keiten für ein Café vermietet. Das Café 
war anfänglich ganztägig geöffnet und 
es wurden die Öffnungszeiten nach 
und nach verkürzt, sodass es nunmehr 
nur mehr vormittags geöffnet ist. Es 
wurde die Frage gestellt, ob die vertrag-
liche Kündigungsfrist einzuhalten oder 
ob auch eine vorzeitige Vertragsauflö-
sung möglich ist. Zur Auflösung des Be-
standsvertrages ist grundsätzlich das 
Organ zuständig, das den Bestands-
vertrag seinerzeit abgeschlossen hat. 
Das wird im Regelfall der Gemeinde-
rat sein. Ob eine vorzeitige Auflösung 
des Vertrages möglich ist, hängt in 
erster Linie vom Vertragsinhalt ab. 
Wurde eine Betriebspflicht vereinbart, 
legt die Judikatur des OGH in seiner 
Entscheidung vom 5. 7. 1961, Zl 5 Ob 
195/61,6 Ob701/89, Folgendes fest: „In 
der Nichtausübung der dem Pächter 
obliegenden Betriebspflicht kann ein 
erheblich nachteiliger Gebrauch der 
Bestandsache liegen, der die vorzeitige 
Auflösung des Pachtverhältnisses nach 
§ 1118 ABGB rechtfertigt.“ 

▪	Verjährungsfrist für Kommissi-
onsgebühren?

Im Zusammenhang mit einem bau-
polizeilichen Verfahren wurden im 
zugrundeliegenden baupolizeilichen 
Bescheid keine Kommissionsgebühren 
vorgeschrieben. Es stellte sich die Fra-
ge, ob die Kommissionsgebühren noch 

vorgeschrieben werden können oder 
ob diese einer Verjährung unterliegen. 
Weder das AVG noch sonstige im Zu-
sammenhang anzuwendende Rechts-
vorschriften enthalten eine Regelung 
über die Verjährung von den in § 76 
und § 77 AVG geregelten Gebühren. 
Da die Vorschreibung der Kommissi-
onsgebühren keiner Verjährung unter-
liegt, ist die Vorschreibung auch noch 
nach Jahren zulässig.

▪	Bestellung eines Brandschutzbe-
auftragten

Die Bestellung des Brandschutzbeauf-
tragten der Gemeinde kann uE durch 
den Bürgermeister im Rahmen seiner 
Zuständigkeit der Verwaltung des Ge-
meindeeigentums gem § 58 Abs 2 Z 4 
OÖ GemO 1990 erfolgen. 

▪	Zuständiges Organ für Schen-
kungsvertrag

Ein Bauträger für Doppelhäuser möch-
te der Gemeinde einen Liegenschafts-
teil für die Übernahme ins öffentliche 
Gut schenken. Es stellte sich die Frage, 
welches Organ in der Gemeinde für die 
Beschlussfassung des Schenkungsver-
trages zuständig ist, da mit der Über-
nahme ins öffentliche Gut auch Pflich-
ten, wie die Instandhaltung als auch die 
Übernahme einer Haftung, verbunden 
sind. Diese Zuständigkeit zur Entschei-
dung über einen Schenkungsvertrag 
fällt weder in den Aufgabenbereich des 
Gemeindevorstandes noch in jenen 
des Bürgermeisters. Daher fällt uE die 
Annahme der Schenkung in die Gene-
ralkompetenz des Gemeinderates gem 
§ 43 OÖ  GemO  1990 und hat dieser 
einen entsprechenden Beschluss zu 
fassen.

▪	Vertretung des Fraktionsobman-
nes

Ein Fraktionsobmann gibt bekannt, 
dass er aus persönlichen Gründen 
seiner Aufgabe als Fraktionsobmann 
nicht nachkommen kann und teilt mit, 
dass die Obmann-Stellvertreterin bis 
auf Weiteres seine Aufgaben als Frak-
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tionsobmann übernimmt. Es stellte 
sich die Frage, wem die Entschädigung 
als Fraktionsobmann für die Dauer der 
Vertretung zukommt. Solange keine 
Änderungsanzeige iSd § 18a Abs 3 getä-
tigt wird, bleibt die betreffende Person 
weiterhin Fraktionsobmann und steht 
die entsprechende Aufwandsentschä-
digung nur diesem zu. Gem § 34 Abs 9 

OÖ GemO gelten für Anfall, Einstellung 
und Auszahlung der Aufwandsentschä-
digungen die Bestimmungen des OÖ 
Gemeinde-Bezügegesetzes 1998 sinn-
gemäß. Unter sinngemäßer Anwen-
dung des § 3 Abs 3 OÖ Gemeinde-Be-
zügegesetz ruht somit der Anspruch 
auf die Aufwandsentschädigung des 
Fraktionsobmannes, wenn er seine 

Funktion durch einen Zeitraum von 
mehr als 3 Monaten, im Krankheitsfall 
durch einen Zeitraum von mehr als 1 
Jahr, nicht ausübt. Eine Übertragung 
oder ein Übergehen des Anspruches 
auf die Aufwandsentschädigung auf 
einen Fraktionsobmann-Stellvertreter 
bzw eine -Stellvertreterin sieht das OÖ 
Gemeinde-Bezügegesetz nicht vor. � He.

Kummernummer für Konsumenten

Die Urlaubszeit bringt immer wie-
der auch Probleme, aber auch das 
ganze Jahr über sind Konsumenten 
regelmäßig mit Unklarheiten oder 
Aufregern rund um Tätigkeiten von 
Handwerkern, beim Warenkauf bzw 
der Rückgabe oder auch hinsichtlich 
Ansprüchen von Versicherungen 
konfrontiert. Eine neue Anlaufstelle 
auch für Konsumenten in Oberöster-
reich hilft bei Kummer: Die „Schlich-
tung für Verbrauchergeschäfte“ 
vermittelt zwischen beiden Seiten 
mit dem Ziel einer außergerichtli-
chen Lösung – kostenlos.

Konsument(inn)enschutz-Landesrat 
Rudi Anschober: „Immer wieder sind 
Konsument(inn)en von Schwierigkei-
ten zB bei Warenkauf und Rückgabe, 
auf Reisen oder bei Kündigungen von 
Mitgliedschaften betroffen. Die Ver-
braucherschlichtung unterstützt dabei 
rasch und kostenlos – klärt in der Bera-
tung Möglichkeiten ab und holt gege-
benenfalls beide Seiten an einen Tisch 
für eine außergerichtliche Lösung.

Somit profitieren beide Seiten, Kon-
sument(inn)en und Unternehmen. 
Beschwerden können bei der Schlich-
tungsstelle bequem über ein Webfor-
mular oder per Post eingebracht wer-
den. Für mündliche Verhandlungen ist 
die bundesweite Verbraucherschlich-
tung mit Sitz in Wien für Oberösterrei-
cher(innen) noch sehr gut erreichbar, 
weswegen das Wirtschafts- sowie mein 
Konsument(inn)enschutz-Ressort die 
Unterstützung für diese unabhängige 

Stelle zugesagt haben. Das spart Ner-
ven, Zeit und Geld.“

Die Schlichtung für Verbraucherge-
schäfte (kurz: Verbraucherschlichtung) 
ist eine von acht staatlich anerkann-
ten Verbraucherschlichtungsstellen in  
Österreich. Sie hilft Konsumenten 
und Unternehmen dabei, Streitigkei-
ten rasch und außergerichtlich beizu- 
legen. Sie agiert in diesem Zusam-
menhang als neutraler Vermittler, der 
die Interessen beider Seiten im Blick 
und eine für sie zufriedenstellende 
Lösung zum Ziel hat. Grundlage der 
Tätigkeit der Verbraucherschlichtung 
ist das Alternative-Streitbeilegungs-Ge-
setz (AStG), welches aufgrund einer 
EU-Richtlinie erlassen wurde und seit 
Jänner 2016 ein flächendeckendes 
Netz alternativer Streitbeilegungsstel-
len vorsieht.

Die Verbraucherschlichtung ist für 
alle Probleme zuständig, für die keine  
der anderen sieben staatlich anerkann-
ten Verbraucherschlichtungsstellen 
(E-Control, RTR Telekom-Schlichtungs-
stelle, RTR-Postschlichtungsstelle, APF, 
Bankenschlichtung, Ombudsstelle 
Fertighaus, Internet Ombudsmann) 
zuständig ist. Zum Aufgabenbereich 
der Verbraucherschlichtung zählen 
insbesondere Streitigkeiten bei Wa-
renkäufen (zB Gewährleistung und Ga-
rantie), Reiseprobleme, Streitigkeiten 
mit Handwerker(inne)n, Probleme bei 
Fremdwährungskrediten und Versiche-
rungen oder bei der Kündigung von 
Abos und Mitgliedschaften.

Weitere Infos dazu finden Sie auf unserer 
Homepage www.ooegemeindebund.at.

v.l.: Mag. Simon Eder, LR Rudi Anschober, Dr. Hermann Germ� Foto: Land OÖ
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Silicon Austria

Forschungsreferent LH-Stv. Dr. Mi-
chael Strugl: „Österreich bekommt 
mit ‚Silicon Austria‘ ein neues Spit-
zenforschungszentrum für Mikro-
elektronik auf Weltniveau – Betei-
ligung ist einzigartige Chance auch 
für Innovationsstandort OÖ.“

Mit „Silicon Austria“ bekommt Öster-
reich ein neues Spitzenforschungs-
zentrum für Mikroelektronik auf 
Weltniveau. Das gaben Bundeskanz-
ler Mag. Christian Kern und Infra-
strukturminister Mag. Jörg Leichtfried  
gemeinsam mit den für Forschung  

rin Dr. Gaby Schaunig/Kärnten – in ei-
ner Pressekonferenz in Wien bekannt. 
Das Zentrum nimmt noch heuer seine 
Arbeit auf. Die drei Standorte von „Sili-
con Austria“ werden in Graz, Linz und 
Villach eingerichtet. Oberösterreich 
übernimmt den Competence Lead im 
Bereich „Hochfrequenztechnik“ und 
wird ein „Silicon Austria Lab“ am Cam-
pus der Johannes Kepler Universität 
Linz aufbauen. 

„Der Aufbau des ‚Silicon Austria Labs‘ 
zum Thema Hochfrequenztechnik  
ist eine einzigartige Chance für den 
Innovationsstandort OÖ. Mit der Jo-
hannes Kepler Universität Linz sowie 
international renommierten Unterneh-
men bzw Weltmarktführern in diesem 
Technologiesegment kann Oberös-
terreich Jahrzehnte an Erfahrung in 
der Entwicklung von Systemen in der 
Hochfrequenztechnik vorweisen“, sagt 
Forschungs- und Wirtschaftsreferent 
Landeshauptmann-Stv. Dr. Michael 
Strugl.  

Angesiedelt wird das „Silicon Austria 
Lab“ am neu zu errichtenden Open 
Innovation Center (OIC) direkt am  
Campus der Johannes Kepler Univer-
sität Linz (JKU). In enger Abstimmung 
mit bereits vorhandenen Institutionen  

sollen Kompetenzen und Ressourcen 
in dem neuen „Silicon Austria Lab“  
gebündelt und weiter ausgebaut wer-
den. Zusätzlich soll am Linz Institute 
of Technology (LIT) ein Fab-Lab entste-
hen und in Linz eine Innovationswerk-
statt – ein sogenannter Makers-Space 
– aufgebaut werden. Diese mit hoch-
leistungsfähiger F&E-Infrastruktur 
ausgestatteten Einrichtungen sollen 
zusätzlich zum Forschungsbetrieb der 
„Silicon Austria Labs“ für zB Start-ups, 
Studierende, Erfinder etc zugäng-
lich sein. Der Zugang zu moderner 
Infrastruktur soll die Gründung von 
High-Tech Start-ups erleichtern bzw 
forcieren und einen neuen Innovati-
onsschwung in die oö Start-up-Szene 
bringen. 

v. l.: LH-Stv. Gaby Schaunig, 
Bundesminister Jörg Leichtfried, 
Sabine Herlitschka, Vizepräsidentin 
des Fachverbands der Elektro- und 
Elektronikindustrie, Bundeskanzler 
Christian Kern, Landesrätin Barbara 
Eibinger-Miedl, LH-Stv. Michael Strugl.
� Foto: Aigner/BKA

Gründungen von High-Tech 
Start-ups erleichtern und 

forcieren.

Zu den maßgeblich beteiligten Organi-
sationen im Silicon Austria Lab Hoch-
frequenztechnik zählen vor allem das 
Linz Institute of Technology (LIT) der 
JKU, mit dem Schwerpunkt Hochfre-
quenztechnik sowie das neue COMET 
K2-Zentrum für Symbiotische Mecha
tronik am Linz Center of Mechatronics 
GmbH (LCM), mit dem Schwerpunkt 
der Anwendung von elektronisch ba-
sierten Systemen. Zusätzlich wirken 
am Standort OÖ folgende Forschungs-
einrichtungen ergänzend: Die neue Pi-

Österreich 
bekommt ein neues 

Spitzenforschungszentrum 
auf Weltniveau.

zuständigen Landesregierungsmit-
gliedern der Bundesländer Ober- 
österreich, Steiermark und Kärnten –  
Landeshauptmann-Stellvertreter Dr. 
Michael Strugl/OÖ, Landesrätin MMag. 
Barbara Eibinger-Miedl/Steiermark 
und Landeshauptmann-Stellvertrete-
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lotfabrik für Industrie 4.0 (LIT Factory), 
die bestehenden COMET K1-Zentren 
Pro2Future, SCCH und Wood K plus so-
wie der Softwarepark Hagenberg mit 
der Fakultät für Informatik, Kommuni-
kation und Medien der FH Oberöster-
reich. 

Insgesamt 280 Millionen Euro stel-
len das Infrastrukturministerium, die 
Bundesländer Steiermark, Kärnten 
und Oberösterreich sowie die ös-
terreichische Industrie für das For-
schungszentrum zur Verfügung. Der 
Bund steuert 70 Millionen Euro bei, die 
Bundesländer gemeinsam die gleiche  
Summe. Die Industrie wird diesen 
Betrag mit 140 Millionen Euro in  
den nächsten fünf Jahren verdop- 
peln. Neben Oberösterreich wird in 
Villach in den Bereichen „Sensorik und 
Sensorsysteme“ sowie „Leistungselek-
tronik“ geforscht und Graz konzen-
triert sich auf den Schwerpunkt der 
„System-Integration“. Insgesamt soll 

Das Land OÖ wird allein für die Auf-
bauphase des „Silicon Austria Labs 
Hochfrequenztechnik“ in den nächsten 
5 Jahren insgesamt 12,5 Mio EUR zur 
Verfügung stellen. An der gemeinsa-
men Trägergesellschaft wird Oberös-
terreich mit 4,95 % – voraussichtlich 
über die Upper Austrian Research 
GmbH, die Forschungsleitgesellschaft 
des Landes OÖ – beteiligt sein. 
Hochfrequenztechnik spielt in zahlrei-
chen hochaktuellen Forschungsthe-
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men im Bereich der Digitalisierung eine 
zentrale Rolle, wie zum Beispiel 5G/6G, 
Internet of Things, Industrie 4.0, Auto-
nomes Fahren oder Bildgebende Dia- 
gnostik. „Das neue ‚Silicon Austria Lab‘ 
wird einen massiven Innovationsschub 
bei diesen Technologien in Oberöster-
reich bewirken. Ich freue mich, dass 
das Land OÖ bei diesem Programm an 
Bord geholt wurde“, zeigt sich LH-Stv. 
Dr. Strugl erfreut. 
Das „Silicon Austria“-Programm soll 
künftig auch in der Ausbildung von 
hochqualifiziertem Nachwuchs in der 
Branche eine wichtige Rolle spielen.  
„In einem weiteren Schritt ist geplant, 
im Rahmen von ‚Silicon Austria‘ kon-
krete Forschungs- und Ausbildungs-
kooperationen mit der oö Industrie 
aufzubauen. Zudem sollen künftig 
Stiftungsprofessuren mit konkreten 
fachlichen Schwerpunktthemen nach 
OÖ geholt werden“, sieht LH-Stv. Dr. 
Strugl bereits die nächsten Schritte für 
die Zukunft. 

Bis zu 500 neue 
Top-Arbeitsplätze sollen 

entstehen.

das Zentrum in den kommenden Jah-
ren bis zu 500 neue Top-Arbeitsplätze 
bringen. 
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Die Gemeinden sind als Pflicht-
schulerhalter unmittelbar von den 
Entscheidungen im Bereich der Bil-
dungspolitik betroffen. Der Gemein-
debund beobachtet und analysiert 
diesen Bereich daher besonders ge-
nau. Natürlich geht es auch hier im-

mer wieder um Kostenfolgen für die 
Gemeinden, die mit Änderungen in 
der Schulgesetzgebung verbunden 
sind. Wir haben das Bildungsreform-
gesetz 2017 dazu im Folgenden 
einer näheren Betrachtung unter- 
zogen.

Bildungsreform:
Quo vadis?

Foto: www.fotolia.com
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Bildungsreformgesetz 2017

Das Wichtigste zuerst: Der Öster-
reichische Gemeindebund hatte zu 
diesem Gesetz das vorsorgliche Ver-
langen nach Verhandlungen nach 
dem Konsultationsmechanismus ge-
stellt. Und das mit gutem Grund!

Im vorliegenden Entwurf des soge-
nannten Schulautonomiepakets wer-
den nämlich (teils verfassungsgesetz-
lich) grundlegende Weichen für die 
zukünftige Schulstruktur und Orga-
nisation gestellt, die auch unmittel-
bar die Gemeinden als Erhalter aller 
Pflichtschulen treffen. Neben der Bil-
dung von Schulclustern, dem damit 
einhergehenden flexiblen Einsatz von 
Lehrpersonal, der schulautonomen 
Unterrichts- und Betreuungsgestal-
tung, der Schwerpunktsetzung an ein-
zelnen Schulstandorten ist auch der 
Einsatz von zusätzlichem Verwaltungs- 
und Supportpersonal anzusprechen.

Das Gesetz lässt zahlreiche Fragen, 
insbesondere der Verantwortung, der 
Bereitstellung der Ressourcen und da-
mit auch Fragen der Finanzierung, of-
fen. Dem Gemeindebund gegenüber 
in Vorgesprächen gemachte Zusagen 
wurden leider nicht eingehalten. Wich-
tige Forderungen des Österreichischen 
Gemeindebundes vor allem im Zu- 
sammenhang mit der Bereitstellung 
des Betreuungspersonals an ganztägi-
gen Schulen wurden nicht berücksich-
tigt.

nal, Betreuungspersonal). Infolge der 
Zersplitterung der Zuständigkeit im 
Personalbereich ist es derzeit mög-
lich, dass an einer Pflichtschule bis 
zu vier Dienstgeber allein nur für das 
pädagogische Personal tätig werden. 
Für die Gemeinden, die als zuständige 
Gebietskörperschaften für das Betreu-
ungspersonal an ganztägigen Schulen 
angesehen werden, ist nicht nur die 
Finanzierbarkeit, sondern auch die 
Personaladministration eine kaum zu 
bewältigende Herausforderung (Be-
reitstellung des Personals, fehlende 
Auslastung des Personals, Urlaubs-
zeitenregelung, Ersatzpersonal im Ur-
laubs- und Krankheitsfall).

Abgesehen davon, dass aus Sicht des 
Österreichischen Gemeindebundes 
die Gemeinden als Schulerhalter aus-
schließlich für die Bereitstellung der 
Schulinfrastruktur und daher nicht für 

an (ganztägigen) Schulen erforderli-
ches Betreuungspersonal zuständig 
sind, wird mit den vorliegenden Ge-
setzen (ua auch im Wege neuer Be-
rufsbilder) zusätzliches Personal (Ver-
waltungspersonal, Supportpersonal) 
gesetzlich vorgesehen, wobei auch 
hier die Fragen der Organisation, der 
Bereitstellung des Personals und Fra-
gen der dienstrechtlichen wie auch fi-
nanziellen Verantwortlichkeit ungelöst 
bleiben.

Dazu kommt, dass gesetzliche Festle-
gungen getroffen werden, die den ab 
Herbst 2017 beginnenden Gesprächen 
und Verhandlungen im Zusammen-
hang mit der im FAG-Paktum verein-
barten und im Finanzausgleichsgesetz 
2017 verankerten Umsetzung der 
Aufgabenorientierung im Bereich der 
Pflichtschule vorgreifen bzw zuwider-
laufen. 

www.fotolia.com

Wichtige Forderungen 
wurden nicht berücksichtigt.

So fordert der Österreichische Ge-
meindebund seit Jahren eine Straffung 
der Zuständigkeiten für an Pflichtschu-
len eingesetztes Personal (Lehrperso-
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Gleiches gilt etwa für die Regelungen 
im Bereich der „Schulgesundheit“. 
Diesbezüglich wurde im FAG-Paktum 
ein Spending Review (Evaluierung von 
Aufgabenbereichen) vereinbart, des-
sen Ergebnisse und Schlussfolgerun-
gen vor Setzung legislativer Maßnah-
men abzuwarten gewesen wären.

In den letzten Jahren wurden den 
Schulen und Schulerhaltern immer 
wieder neue Aufgaben und Verpflich-
tungen übertragen – bedingt durch 
neue gesellschaftliche Herausforde-
rungen, bedingt aber auch durch Vor-
haben und Vorgaben des Bundes, die 
hohe Kosten verursachen, nachhaltig 
nicht zu finanzieren und teils kritisch 
zu hinterfragen sind. Hierbei wären 
etwa die Überführung aller Hauptschu-
len in Neue Mittelschulen zu nennen, 
aber auch die Schaffung eines inklusi-
ven Bildungssystems, das hohe Kosten 
verursacht und nicht die gewünschten 
Ergebnisse erzielt.

rüber hinausgehenden Problemstel-
lungen alleine gelassen werden. Dies 
zeigt sich etwa an der im Jahr 2019 aus-
laufenden Art 15a B-VG-Vereinbarung 
über einen weiteren Ausbau ganztägi-
ger Schulformen. 
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Inklusives Bildungssystem 
verursacht hohe Kosten, 
ohne die gewünschten 
Ergebnisse zu erzielen.

baumaßnahmen ergriffen haben, dass 
sie nach Ablauf der Art 15a B-VG-Ver-
einbarung keine Ko-Finanzierung für 
bereits bestehendes Freizeitpersonal 
erhalten.

Der Österreichische Gemeindebund 
sieht daher im vorliegenden Schul
autonomiepaket und den darin vorge-
sehenen Maßnahmen, insbesondere 
hinsichtlich der neu geschaffenen Be-
rufsbilder und Personalbedarfe, eine 
ähnliche Entwicklung.

Das Schulautonomiepaket, das auch 
verfassungsgesetzliche Bestimmun-
gen und Änderungen vorsieht, sollte 
daher zum Anlass genommen wer-
den, sogleich die Zuständigkeiten und 
Verantwortlichkeiten klar festzulegen. 
Ebenso sollte die Chance genutzt wer-
den, nicht mehr Bürokratie durch noch 
mehr Personal administrieren zu müs-
sen, sondern die Bürokratie auf das für 
ein effizientes, gut funktionierendes 
Schulsystem erforderliche Mindest-
maß zu beschränken. 

Gemeinden werden mit 
den Kostenfolgen alleine 

gelassen.

Insgesamt zeigt die Entwicklung der 
letzten Jahre, dass vonseiten des Bun-
des immer wieder Initiativen im Schul-
wesen gesetzt, anfänglich vom Bund 
kofinanziert, letzten Endes aber die 
Gemeinden als Schulerhalter mit den 
fortwährenden Kostenfolgen und da- 

Bürokratie auf ein 
erforderliches Mindestmaß 

beschränken.

Wenn wir im Titel der vorliegenden 
Ausgabe die Frage „Bildungsreform: 
Quo vadis?“ stellen, steht eines zu be-
fürchten: Es geht jedenfalls in Richtung 
Mehrausgaben für die Gemeinden. 

Seit Beginn der Ausbauinitiativen hat 
der Bund den Ausbau wie auch die be-
stehenden Personalkosten im Freizeit-
teil (zumindest) kofinanziert. Das im 
letzten Jahr beschlossene Bildungsin-
vestitionsgesetz, das in Ablöse der Art 
15a B-VG-Vereinbarung Mittel für den 
Ausbau ganztägiger Schulangebote 
vorsieht, stellt – anders als noch die Art 
15a B-VG-Vereinbarung – Mittel nur für 
neues, nicht aber für bereits aufgrund 
vorangegangener Ausbauinitiativen 
bestehendes Freizeitpersonal zur Ver-
fügung. 

Abgesehen davon, dass auch das Bil-
dungsinvestitionsgesetz nur befristet 
bis zum Jahr 2025 Mittel bereitstellt 
und geradezu darauf ausgerichtet ist, 
dass die Gemeinden als Erhalter der 
Pflichtschulen die vorgesehenen und 
umgesetzten Maßnahmen nach Ende 
der Laufzeit dieses Gesetzes alleine fi-
nanzieren sollen, bedeutet das Auslau-
fen der Art 15a B-VG-Vereinbarung für 
all jene Gemeinden, die bis dahin Aus-
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Berichte aus dem Brüsselbüro

▪	WIFI4EU: Antragstellung erst im 
Winter

EU-Förderung von WLAN-Hotspots in 
Gemeinden wird es voraussichtlich 
erst Anfang 2018 geben, die Ausschrei-
bung geht nicht vor Spätherbst 2017 
online.

Rat und EU-Parlament einigten sich 
Ende Mai auf ein politisches Überein-
kommen zum Verordnungsvorschlag 
WIFI4EU. Wie berichtet soll damit die 
direkte Förderung lokaler Hotspots in 
6.000–8.000 europäischen Gemein-
den ermöglicht werden, pro Projekt 
geht es um max 20.000 Euro Förde-
rung von Geräte- und Installationskos-
ten. Die Verzögerung gegenüber dem 
ursprünglich geplanten ersten Aus-
schreibungstermin diesen Sommer er-
gibt sich aus der noch nicht garantier-
ten Finanzierung. Die geplanten 120 
Mio Euro sind zwar zugesagt, hängen 
aber vom Beschluss der Halbzeitbe-
wertung der EU-Finanzen ab, der erst 
nach den britischen Unterhauswahlen 
zu erwarten ist. Außerdem ist noch 
nicht restlos geklärt, wie die geforder-
te geografische Ausgeglichenheit zu 
bewerkstelligen ist und wer für die zur 
Antragstellung nötige Online-Plattform 
verantwortlich sein wird. Dh es gibt 
zwar einen politischen Beschluss, die 
Förderungen zu ermöglichen, an den 
Details muss aber noch gefeilt werden.
Derzeit ist davon auszugehen, dass 
die Ausschreibung erst im Spätherbst, 
womöglich auch erst im Winter erfolgt 
und die Fördergelder frühestens An-
fang 2018 ausbezahlt werden. Für inte-
ressierte Gemeinden ist zu beachten, 

dass es keine rückwirkende Förderung 
für bereits bestehende Hotspots gibt. 
http://europa.eu/rapid/press-release_IP-
17-1470_en.htm

▪	Zukunft der EU: Papier zur  
Zukunft der EU-Finanzen

Im Zuge des Nachdenkprozesses über 
die Zukunft der EU folgten dem Weiß-
buch fünf Reflexionspapiere. Dem Re-
flexionspapier über die Zukunft der 
EU-Finanzen sollte dabei besondere 
Beachtung geschenkt werden, da eine 
Um- und Neuverteilung der Finanzen 
gravierende Auswirkungen auf alle Po-
litikbereiche haben wird.

Das von den Kommissaren Oettinger 
(Budget) und Cretu (Regionalpolitik) 
vorgestellte Papier befasst sich stark 
mit der Frage des europäischen Mehr-
werts. EU-Finanzmittel sollten va dort 
eingesetzt werden, wo sie einen Zu-
satznutzen im Vergleich zu nationalen 
Fördermitteln bringen. Ein derartiger 
Mehrwert ist offensichtlich bei grenz
übergreifenden Programmen, länder-
übergreifenden Infrastrukturprojekten 
und Investitionen in Ländern mit gro-
ßem wirtschaftlichem Aufholbedarf. 
Im Bereich der Regionalpolitik besteht 
Konsens, dass derartige Projekte wei-
terhin gefördert werden sollen. Der 
Mehrwert von Geldflüssen in reiche-
re Regionen wird aber auf dem Prüf-
stand stehen, nicht zuletzt aufgrund 
der sich durch den Brexit auftuenden 
Finanzierungslücke. Dieses Budget-
loch könnte auch die Neuordnung der 
Gemeinsamen Agrarpolitik beeinflus-
sen. Die Förderung von agrarischen 
Großbetrieben steht – auch nach einer 
öffentlichen Konsultation über die Zu-
kunft der GAP – in der Kritik, das Re-
flexionspapier selbst verweist darauf, 
dass 20 % der Begünstigten 80 % der 
Direktzahlungen erhalten. Die Kom-
mission selbst will außerdem mehr 
Geld für Politikbereiche, wo gemein-
sames Handeln sinnvoll ist, dh Steue-
rung der Migration, innere und äußere 
Sicherheit, Kontrolle der Außengren-
zen, Terrorismusbekämpfung sowie 
Forschung und Entwicklung. Die starre 

Mag. Daniela Fraiß
Leiterin des Brüsseler Büros

des Österreichischen Gemeindebundes

Budgetzuteilung auf einzelne Kategori-
en wird zur Diskussion gestellt, gerade 
die Krisenjahre haben gezeigt, dass 
das EU-Budget mehr Flexibilität benö-
tigt. Ebenfalls zur Diskussion gestellt 
wird die Frage, wo Finanzhilfen und 
Subventionen weiterhin sinnvoll sind 
und wann stattdessen Finanzinstru-
mente eingesetzt werden sollen. 

Auch dieses Reflexionspapier zeigt ab-
schließend fünf Szenarien für die künf-
tigen Einnahmen und Ausgaben, die im 
Wesentlichen die Szenarien des Weiß-
buchs widerspiegeln:
•	 Weiter wie bisher;
•	 Weniger gemeinsames Handeln;
•	 Einige tun mehr;
•	 Radikaler Umbau;
•	 Erheblich mehr gemeinsames Han-

deln;

Interessante Einschätzungen zum 
Mehrwert von EU-Ausgaben ergeben 
sich derzeit durch einen Blick nach 
Großbritannien. In Anbetracht des na-
henden Brexit sprechen sich insbeson-
dere Hochschulen und Forschungsein-
richtungen für eine weitere Teilnahme 
an einschlägigen Programmen aus. 
Auch Landwirte und Regionen fürch-
ten das Ende der EU-Förderungen und 
fordern nationale Nachfolgeprogram-
me. Am 25. September organisiert 
die EU-Kommission dazu eine große 
Konferenz in Brüssel. Dabei sollen 
nicht nur Finanzexperten, sondern 
auch direkt Betroffene Gelegenheit 
bekommen, Vorstellungen zur Gestal-
tung des künftigen Finanzrahmens zu 
formulieren. In Österreich bieten sich 
für derartige Debatten insbesondere 
die Bürgerstammtische des Bürgerfo-
rums Europa an, da Anregungen und 
Antworten gesammelt werden und in 
die Diskussion auf europäischer Ebene 
eingebracht werden.

▪	Karl-Heinz Lamberts ist neuer 
AdR-Präsident

Der langjährige Ministerpräsident der 
deutschsprachigen Gemeinschaft in 
Belgien, Karl-Heinz Lamberts, wurde 
am 12. Juli zum neuen Präsidenten des 
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Ausschusses der Regionen gewählt. Er 
folgt dem Finnen Markku Markkula. 

Mit dem Halbzeitwechsel übernimmt 
Karl-Heinz Lamberts nun für die nächs-
ten zweieinhalb Jahre die Präsident-
schaft des Ausschusses der Regionen. 
Lamberts verwies in seiner Antrittsre-

2/3 der Gemeinden arbeiten bei Betriebsansiedlung 
zusammen

Wirtschaftsreferent LH-Stv. Dr. 
Strugl: Mit INKOBA „Salzkammer-
gut-Nord“ wurde bereits die 30. Ge-
meindekooperation für Standortent-
wicklung ins Leben gerufen

Mit der INKOBA „Salzkammer-
gut-Nord“ wurde nunmehr die bereits 
30. Gemeindekooperation für Stand-
ortentwicklung und Betriebsansied-
lung in Oberösterreich ins Leben geru-
fen. Die Vertreterinnen und Vertreter  
von elf Gemeinden im Raum Gmun-
den haben den Gemeindeverband 
„Interkommunale Betriebsansiedlung 
Salzkammergut-Nord“ am 25. Juli in 
Gmunden gegründet. „Die Gemein-
den bündeln damit ihre Kräfte und 
arbeiten bei Betriebsansiedlung und 
Standortentwicklung zusammen“,  
zeigt sich Wirtschaftsreferent Landes-
hauptmann-Stv. Dr. Michael Strugl er-
freut.

an interkommunalen Kooperations-
gemeinschaften zur Entwicklung und 
Besiedlung von Betriebsstandorten“,  
stellt LH-Stv. Strugl fest. Der Gemein-
deverband im Raum Salzkammer-
gut-Nord ist bereits die Nummer 30 
in der oberösterreichischen INKOBA- 
Landschaft.

Oberösterreich ist bei der interkom-
munalen Kooperation im Bereich der 
Standortentwicklung und Betriebsan-
siedlung (INKOBA – Interkommunale 
Betriebsansiedlung; Wirtschaftspark) 
bundesweit führend. Insgesamt ko-
operieren schon 311 der insgesamt 
442 oö Gemeinden in 30 INKOBA-Ver-
bänden und Wirtschaftsparks. Damit 
sind mehr als zwei Drittel aller Ge-
meinden des Landes in derartigen Ko-
operationsgemeinschaften organisiert. 
Die Gemeinden entwickeln gemein-
sam Betriebsbaugebiete und teilen 
sich Kosten und Erträge. Kompetent 
unterstützt werden sie dabei von den 
Experten der oö Wirtschaftsagentur 
Business Upper Austria. 

Seit Gründung der ersten INKOBA im 
Jahr 2001 wurden dabei schon an die 
300 ha, das sind immerhin rund 3 Mil-
lionen m², gemeinschaftliche Flächen 
entwickelt. Davon sind derzeit noch ca 
100 ha für Betriebsansiedlungen ver-
fügbar. Die Vorteile, die INKOBAs und 
Wirtschaftsparks bieten, haben sich 
schon mehr als 100 Firmen zunutze ge-
macht und damit rund 1.300 Arbeits-
plätze in die Regionen gebracht.

Foto: WKO Gmunden

Die Anforderungen an die Infrastruk-
tur werden bei Betriebsansiedlungen 
und -erweiterungen immer höher und 
reichen von professionellem Service 
und Rechtssicherheit bis hin zu wei-
chen Faktoren, wie dem Angebot an 
Bildungs-, Betreuungs-, Freizeit- und 
Kultureinrichtungen, Wohnqualität 
und Arbeitskräfteangebot.

„Diese vielfältigen Rahmenbedin-
gungen kann kaum noch eine ein-
zelne Standortgemeinde aufbieten. 
Daher haben sich, unterstützt von 
der oö Wirtschaftsagentur Business 
Upper Austria, während der vergan-
genen 15 Jahre in Oberösterreich 
flächendeckend interkommunale 
Kooperationsgemeinschaften zur 
Entwicklung und Besiedlung von be-
trieblichen Standorten gebildet. Kein 
anderes Bundesland verfügt über ein 
auch nur annähernd so dichtes Netz 

de ua auf die Bedeutung der Kohäsi-
onspolitik. Er gilt als klarer Verfechter 
der grundsätzlichen Förderfähigkeit 
aller Regionen nach 2020, kommt er 
doch aus einer Grenzregion, die selbst 
massiv von EU-Förderungen profitie-
ren konnte. Außerdem ersuchte er 
die Mitglieder, ihre Erfahrung und ihr 

Wissen stärker in die Arbeit auf euro-
päischer Ebene einzubringen und dazu 
beizutragen, den AdR als politisches 
Schwergewicht in Brüssel zu veran-
kern. Karl-Heinz Lamberts wird sein 
Mandat bis Ende 2019 ausüben, Mark-
ku Markkula wird ihm dabei als Vize-
präsident zur Seite stehen.
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E-Government – Vom und für Praktiker

Mag. (FH) Reinhard Haider
E-Government-Beauftragter

des OÖ Gemeindebundes

„Nützen Sie den 
persönlichen Bereich 

auf HELP.gv.at“

▪	Alles neu: www.help.gv.at

Im 20. Jahr seines Bestehens hat sich 
HELP.gv.at ein neues, zeitgemäßes 
Design gegeben und seine Services 
im öffentlichen und angemeldeten 
Bereich ausgebaut. Dafür gibt es im 
Bundeskanzleramt eine eigene Ab-
teilung, genannt I/13 – Digitales und  
E-Government – Programm- und Pro-
jektmanagement.

MyHelp
Folgende Verfahren werden für die 
Bürgerinnen und Bürger im persönli-
chen Bereich (personalisiert/angemel-
det) von HELP (myHELP) erreichbar 
mittels Bürgerkarte und Handy-Signa-
tur via Single Sign On zur Verfügung 
gestellt:

•	 Strafregisterbescheinigung
•	 Meldebestätigung
•	 Meldeauskunft
•	 Abmeldung des Wohnsitzes 
•	 Zentrales Waffenregister: Waffen-

besitzer können hier ihren amtssi-
gnierten Registerauszug kostenlos 
abrufen und ausdrucken.

•	 Transparenzportal
•	 Handy-Signatur-Konto 
•	 11 Verfahren/Online-Formulare des 

Justizministeriums
•	 DVR-Online
•	 Für Amtsärzte und Hebammen: Ge-

burts-/Todesanzeige (ZPR) 

Das bedeutet, dass sich alle Bürger bei-
spielsweise eine Strafregisterbeschei-
nigung online direkt vom BMI-Server 
in Wien besorgen können, ohne das 
Gemeindeamt zu konsultieren.

Neben den Gemeindedaten wurde 
das Angebot im ersten Schritt um die 
E-Tankstellen in der Nähe erweitert. 
Weitere Daten und Services werden in 
den nächsten Wochen im angemelde-
ten Bereich integriert.

Weiters werden die Formulare der Ge-
meinde dem User auf einen Blick ge-

zeigt, die bevorzugten Lebenssituatio-
nen (wie zB Heirat) können mit all ihren 
Facetten ausgewählt und als Favorit 
abgespeichert werden und schließlich 
hat help.gv.at im öffentlichen Bereich 
die bestehenden 200 Lebenssituatio-
nen um eine Vielzahl von Online-Rat-
gebern ergänzt.

Meine Meinung
Die Macher von www.help.gv.at waren 
der Zeit immer schon einen Schritt vo-
raus. Das ist im elektronischen Bereich 
und im Bürgerservice sehr wichtig. Zu 
wissen, was die Menschen morgen 
brauchen. Unbedingt den persönlichen 
Bereich ausprobieren und nützen.

PS: Diskutieren Sie diesen Artikel unter 
der Webadresse www.ooegemeindebund.
at/egovforum des OÖ Gemeindebundes.

Neues Design, neue Services: www.help.gv.at� Foto: helpgvat-August2017.JPG
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Kassasturz

Vor dem Hintergrund einer Neu-
ausrichtung der Finanzpolitik des 
Landes Oberösterreich wurde eine 
Expertengruppe bestehend aus 
Univ.-Prof. Dr. Teodoro D. Cocca 
und Dipl.-Math. Wolfgang Baaske 
beauftragt, eine Lagebeurteilung 
der aktuellen Finanzpolitik vorzuneh-
men und finanzpolitische Ziele für 
die Landespolitik in den kommenden 
Jahren vorzuschlagen.

Als Grundlage für die Lagebeurteilung 
wurde eine „SWOT-Analyse“ (Stärken, 
Schwächen, Chancen und Risiken) 
durchgeführt und basierend darauf 
finanzpolitische Ziele für das Bundes-
land Oberösterreich abgeleitet.

Die Stärken des Bundeslandes Ober-
österreich aus finanzpolitischer Sicht 
sind:
•	 Die volkswirtschaftliche Leistungsfä-

higkeit ist substanziell vorhanden.
•	 Der institutionelle Rahmen ist sehr 

stark und die Reformfähigkeit wurde 
bereits unter Beweis gestellt.

•	 Die solide Finanzgesamtlage bildet 
die Handlungsgrundlage.

•	 Die sparsame Gebarung in eini-
gen Organisationseinheiten unter-
streicht die starken Management-Fä-
higkeiten.

•	 Eine Vielzahl international wettbe-
werbsfähiger Unternehmen (in Ni-

•	 Ausufernde Budgets bereits kosten-
intensiver Aufgabenbereiche könn-
ten deren Finanzierbarkeit in Frage 
stellen.

•	 Der Verlust an Wettbewerbsfähig-
keit der Region würde das Wohl-
standsniveau generell reduzieren.

Die Chancen, welche sich dem Bundes-
land Oberösterreich aus der aktuellen 
Lage eröffnen, sind:
•	 Das Land kann (noch) aus einer Posi-

tion der Stärke handeln.
•	 Der strategischere Einsatz von Steu-

ermitteln kann gestärkt werden.
•	 Eine nachhaltigere Finanzpolitik 

kann erfolgreich umgesetzt werden.
•	 Effizienzpotenziale einzelner Aufga-

benbereiche können gehoben wer-
den.

•	 Das Land kann Wachstum verfolgen, 
das allen zugutekommt (soziale In-
klusion).

„Diese Analyse zeigt, dass der Zeit-
punkt für eine Anpassung und Stär-
kung der Finanzpolitik aus mehreren 
Gesichtspunkten richtig erscheint: 
Das Land Oberösterreich kann (noch) 
aus einer Position der Stärke agieren, 
weil der finanzpolitische Rahmen zwar 
durchaus substanzielle Herausforde-
rungen für die nahe Zukunft aufweist, 
aber gleichzeitig in der jüngsten Ver-
gangenheit auch Handlungs- und Re-
formfähigkeit an den Tag gelegt wurde. 
Die Dringlichkeit einer Stärkung der Fi-
nanzpolitik ergibt sich somit nicht aus 
einer finanziellen Schieflage, sondern 
aus den Anforderungen einer dynami-
schen Umwelt“, führt Prof. Cocca aus.

schen) bildet das wertschöpfende 
und innovative Gerüst des Bundes-
landes.

Die Schwächen des Bundeslandes 
Oberösterreich aus finanzpolitischer 
Sicht sind:
•	 Eine gesamtheitliche strategische 

Steuerung ist wenig ausgeprägt.
•	 Die zukünftigen finanziellen Ver-

pflichtungen liegen höher als die Fi-
nanzschulden (siehe ausgewiesene 
Verwaltungsschulden).

•	 Die Finanzierung zukünftiger Kos-
tenbelastungen ist herausforde-
rungsreich.

•	 Die Szenario-Sensibilität des Landes-
haushaltes ist erheblich.

•	 Die wachsenden Budgets einzel-
ner Aufgabenbereiche und deren  
geringe Effektivität wirken belas-
tend.

Die Risiken, welchen das Bundes- 
land Oberösterreich ausgesetzt ist, 
sind:
•	 Eine adverse gesamtwirtschaftliche 

Entwicklung würde die Landesfinan-
zen stark belasten.

•	 Der Stabilitätspakt grenzt den Hand-
lungsspielraum gegenüber früher 
stark ein.

•	 Das weitere Aufschieben nötiger 
Strukturreformen würde hemmend 
wirken.

v.l.: Dipl.-Math. Wolfgang Baaske, 
Univ.-Prof. Dr. Teodoro D. Cocca, 
Landeshauptmann-Stellvertreter Dr. 
Manfred Haimbuchner, Landeshauptmann 
Mag. Thomas Stelzer, Landeshauptmann-
Stellvertreter Dr. Michael Strugl
� Foto: Land OÖ, Stinglmayr
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255 Jahre Wetter

Seit 255 Jahren werden im Stift 
Kremsmünster mehrmals täglich die 
Wetterdaten aufgezeichnet. Die Da-
ten dieser zu den ältesten Wetter
stationen Europas zählenden Ein-
richtung sind ein Wissensschatz für 
die Klimaforschung und die Prog-
nosen für die Klimaentwicklung der 
nächsten Jahre. Die Prognosen der 
Universität für Bodenkultur Wien 
für Oberösterreich zeigen, dass 
ohne massive Erfolge beim globalen 
Klimaschutz die Zahl der Hitzetage 
in unserem Bundesland bis Ende die-
ses Jahrhunderts dramatisch stei-
gen wird.

Die erste Eintragung im Klimatagebuch 
der Sternwarte Kremsmünster datiert 
am 28. Dezember 1762, die Wetter-
warte wurde als Teil des „Mathemati-
schen Turms“ im Benediktinerstift vor 
255 Jahren eingerichtet. Eingetragen 
werden seit Beginn Temperatur, Ba-
rometerstand und allgemeiner Wet-
terverlauf. Durch die lange Aufzeich-
nungsperiode sind in Kremsmünster 
sogar weltweit kaum direkt gemessene 
Daten der kleinen Eiszeit in der zwei-
ten Hälfte des 18. Jahrhunderts verfüg-

bar. Heute ist die Wetterstation in der 
Sternwarte des Stifts Kremsmünster 
prominenter Teil des Klimaerlebniswe-
ges im Zuge der Landesgartenschau. 

Die Wetterlage in den vergangenen 
Jahren gibt schon einen Einblick auf die 
künftig zu erwartenden Wetterkaprio-
len, ausgelöst durch den Klimawandel: 
Die Zahl der Naturkatastrophen, der 
Unwetter und lokalen Starkregenfälle 
steigt auch in Oberösterreich massiv 
an, Hitzewellen und immer höhere 

Pater Amand Kraml (Sternwarte Stift Kremsmünster), Wolfgang Traunmüller 
(Bluesky Wetteranalysen) und LR Rudi Anschober mit dem Buch der ältesten 
Wetteraufzeichnungen im Stift Kremsmünster aus dem Jahr 1762� Foto: Land OÖ/Kraml

Temperaturen bringen auch aktuell 
schon verheerende Auswirkungen auf 
Gesundheit und Landwirtschaft.

Im oö Zentralraum war der Juni 2017 
um mehr als 3,5 Grad Celsius zu  
warm im langjährigen Durchschnitt, 
ebenso in mittleren Lagen, wie zB am 
Feuerkogel (1.600 m), auf der für das 
Dachstein-Gletscherprojekt installier-
ten Wetterstation bei der Simonyhütte 
(2.250 m) wurde der wärmste Juni der 
vergangenen zehn Jahre gemessen. 

Sinfonisches Blasorchester Ried holt Gold 
beim World Music Contest

Großartiger Erfolg für das Sinfoni-
sche Blasorchester (SBO) Ried beim 
weltweit größten Orchesterwettbe-
werb, dem „World Music Contest“ in 
Kerkrade (Niederlande).

Mit einem anspruchsvollen Programm 
– darunter auch eine Uraufführung 
von Landeskulturpreisträger Thomas 
Doss – erspielte sich das Orchester un-
ter der Leitung des Direktors des OÖ 
Landesmusikschulwerkes Karl Gerol-
dinger eine Goldmedaille. 

Landeshauptmann Mag. Thomas Stel-
zer gratuliert den Musikerinnen und 
Musikern, die alle entweder Lehrende 

oder Schüler der Landesmusikschulen 
und der Bruckneruniversität des Lan-
des sind, herzlich zu ihrem Erfolg: „Mu-
sik aus Oberösterreich ist im wahrsten 
Sinn des Wortes Gold wert! Nach der 
Goldmedaille für die Jugendbrassband, 
hat nun auch das SBO Ried Gold nach 
Oberösterreich geholt. Das SBO-Ried 
zeigt damit als Kultur- und Musikbot-
schafter des Landes Oberösterreich 
erneut eindrucksvoll auf, welch hohe 
Qualität die Ausbildung in den Landes-
musikschulen und in der Anton Bruck-
ner Privatuniversität bietet.“ 

Schon die Einladung zum „World Music 
Contest“ in die höchste Spielklasse der 

„Concert Division“ stellt eine besonde-
re Auszeichnung dar, denn es werden 
für den alle vier Jahre stattfindenden 
Wettbewerb nur neun Orchester aus 
der ganzen Welt in die höchste Spiel-
klasse eingeladen. Aufgrund der ho-
hen Qualität und der ausgezeichneten 
Leistung in den vergangenen Jahren 
wurde dem SBO-Ried heuer bereits 
zum sechsten Mal diese Ehre zuteil.

Die nächsten Gelegenheiten, das Or-
chester zu hören, sind übrigens am  
22. Oktober 2017 um 12.15 Uhr im 
Stadtsaal Vöcklabruck und am 25. Ok-
tober 2017 um 20 Uhr in der Jahnturn-
halle Ried.
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Die Gemeinde und das Land immer 
im Blick
Die Marktgemeinde Frankenburg a. H. 
mit knapp 5.000 Einwohnern liegt an 
den südlichen Abhängen des Haus-
ruck- und Kobernaußerwaldes. Vom 
Aussichtsturm auf der höchsten Erhe-
bung von Frankenburg, dem 800 m ho-
hen Göblberg, genießt man ein herrli-
ches Panorama, das vom Ötscher über 
den Dachstein, vom Watzmann zum 
Wilden Kaiser und weiter über Bayern 
bis ins Mühlviertel reicht. Einen virtu-
ellen Rundblick, mit weiteren Auswahl-
möglichkeiten, bietet die dort montier-
te Webcam (www.frankenburg.at).

Natur und Kultur auf Schritt und 
Tritt
Rund 120 km beschilderte Wander-
wege, die zum Großteil auch mit dem 
Fahrrad befahrbar sind, sowie rund 40 
km Reitwege, erschließen das Gemein-
degebiet. Diese führen unter anderem 
auch zu zwei Naturschutzgebieten so-
wie zum Botanischen Garten in Hinter-
steining. Der Botanische Garten, in den 
frühen 1960er-Jahren angelegt, zeigt 
eine Sammlung von mehr als 1.200 
seltenen und exotischen Bäumen und 
Sträuchern aus aller Welt. Viele der 
Wege sind Themenwege, die über den 

Naturraum Frankenburg und dessen 
Geschichte informieren.

Was von den Franken geblieben ist
Die Besiedelung durch das Bistum 
Bamberg vor tausend Jahren präg-
te das Land. Vom einstigen „Franco- 
burgum Castrum“ auf dem Hof- 
berg hat die Marktgemeinde ihren Na-
men.

Im Mai 1625 widersetzten sich die Bür-
ger und Bauern dem herrschaftlichen 
Befehl, ihrem protestantischen Glau-
ben abzuschwören. Dieser Aufstand 
blieb nicht ungestraft und das Exem-
pel, das Statthalter Adam Graf Herbers- 
torff statuierte, ging als „Blutgericht 
am Haushamerfeld“ in die Geschich-
te ein. Es war einer der Auslöser für  
den Oberösterreichischen Bauernkrieg 
1626. 

Das Frankenburger Würfelspiel –  
(k )ein Spiel mit Geschichte
Noch heute lassen die Geschehnisse 
jener Maitage alle zwei Jahre tausen-
den Besuchern einen kalten Schauer 
über den Rücken laufen. So authen-
tisch und berührend ist das Spiel der 
Frankenburger, deren Vorfahren um 
ihr Leben würfeln mussten. 

Als eines der größten Theaterereignis-
se des Landes sieht sich „Das Franken-
burger Würfelspiel“ als Mahnung ge-
gen Gewalt und Diskriminierung. Dafür 
setzen sich gut 500 „Würfelspieler“ bei 
zehn Aufführungen im Juli und August 
der ungeraden Jahre ein. 

Fast noch einmal so viele arbeiten im 
Hintergrund. Ihre perfekte Organisa-
tion und das eindringliche Schauspiel 
lassen Geschichte zu einem Erlebnis 
werden.

Agrar-, Bergbau- und 
Wohngemeinde
Durch die hügelige Landschaft und die 
eher kleinteilige Landwirtschaft ist das 
48 km2 große Gemeindegebiet über-
wiegend naturnah geblieben. Etwa die 
Hälfte des Gebietes besteht aus Wald. 
Der Braunkohlebergbau, der einige 
Jahrzehnte von Bedeutung war, hat 
kaum Spuren hinterlassen. Es gibt vie-
le innovative Klein- und Mittelbetriebe 
und natürlich Handwerk und Gewerbe. 
Als Wohngemeinde am Rand der Wirt-
schaftsräume Vöcklabruck und Ried im 
Innkreis ist Frankenburg beliebt und es 
finden sich alle nötigen Einrichtungen 
für ein gutes Leben. 60 Vereine sorgen 
überdies für ein reges gesellschaftli-
ches und kulturelles Leben.

Das Besondere an meiner Gemeinde ist …
Frankenburg am Hausruck –
Die Würfelspielgemeinde

Fotos: Marktgemeinde Frankenburg a.H.
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20 Jahre Salzkammergut Trophy
Im Sommer 1998 fand die ers-
te Salzkammergut Mountainbike 
Trophy mit 220 Bikern statt. Nur 
10 der 20 Starter auf der 210 Ki-
lometer langen Extremdistanz er-
reichten das Ziel. Heuer, zur 20. 
Jubiläums-Trophy und zum 200. Ge-
burtstag des Fahrrades, wurden für 
15. Juli 2017 gut 5.000 Starterin-
nen und Starter aus über 40 Natio-
nen erwartet.

Die Veranstaltung hat sich als größter 
Mountainbike-Marathon Österreichs 
etabliert und zählt zu den härtesten 
Europas. Seit 1998 waren insgesamt 

mehr als 52.000 Starter aus 69 Natio-
nen am Start.

Dass Profis und Hobbybiker hier Sei-
te an Seite am Start stehen, trägt  
entscheidend zur Anziehungskraft 
der Veranstaltung bei. Und macht sie 
zu einem touristischen Zugpferd. In 
den vergangenen Jahren hat sich das  
Salzkammergut zu einem touristi-
schen Bike-Kompetenzzentrum ent- 
wickelt, mit der Trophy als Veranstal-
tungshöhepunkt und mit der mehr-
tägigen Dachsteinrunde als über die 
ganze Saison befahrbarem Aushänge-
schild.

Lukas Islitzer, Heinz Hörhager, Bernhard 
Höll, Pamela Binder, LH-Stv. Dr. Michael 
Strugl, Mag. Andreas Winkelhofer, Martin 
Huber, Sabine Sommer
� Foto: Land OÖ/Daniel Kauder

Die Trophy-Teilnehmer(innen) wählten 
heuer aus sieben verschiedenen Stre-
cken:
Zusätzlich zur Extremdistanz über 210 
Kilometer standen Strecken über 22, 
37, 53, 74 und 119 Kilometer sowie der 
technisch anspruchsvolle „All-Moun-
tain“-Bewerb mit 55 Kilometern zur 
Wahl. Neu war 2017 der „Gravel-Ma-
rathon powered by Dachstein-Salz-
kammergut“ über 74 Kilometer, eine 
Wertung für Crossräder, die immer be-
liebtere Offroad-Variante des Rennra-
des. Nach der erfolgreichen Premiere 
im Vorjahr ging die „Bosch eMTB Tro-
phy“ in die zweite Runde. Viele Son-
derwertungen sorgten bei der Trophy 
für Spannung. Neben der VKB-Busi-
ness-Trophy für oberösterreichische 
Firmen gab es eigene Wertungen etwa 
für Feuerwehren oder Gemeindebe-
dienstete. Am Sonntag wurde das 
Trophy-Wochenende traditionell mit 
der SCOTT-Junior-Trophy für Nach-
wuchs-Biker und dem spektakulären 
Einrad-Downhill vom Predigstuhl ins 
Tal nach Bad Goisern abgeschlossen.

Bücher

▪	Verfassungsgerichtshof (Hrsg), Aus-
gewählte Entscheidungen des Ver-
fassungsgerichtshofes. 1. Halbjahr 
2016 (VfSlg Nr 20038 – 20075). 
Verlag Österreich, Wien 2017, 1022 
Seiten, € 306,--

In der März-Folge 2017, S 29, wurde der 
2. Halbjahresband der ausgewählten Ent-
scheidungen des VfGH des Jahres 2015 
vorgestellt. Nun liegt der Anfang August 
2017 erschienene 1. Halbjahresband 2016 
dieser Entscheidungsreihe vor. Er enthält 
auf 1022 Seiten gegenüber 790 Seiten ledig-
lich 37 Entscheidungen gegenüber 34 Ent-
scheidungen jeweils des vorausgegange-
nen Bandes. Die auffälligste Entscheidung 
des neuen Bandes ist VfSlg 20071, das ist 
die Stattgabe der Anfechtung der Bundes-
präsidentenstichwahl 2016 ua wegen des 

möglichen Einflusses der festgestellten 
Rechtswidrigkeiten des Wahlverfahrens in 
mehreren Stimmbezirken. Diese Entschei-
dung, die in einigen Besprechungen kriti-
siert wurde, weil sie mit dem Wortlaut des 
Art 141 Abs 1 B-VG („wenn die Rechtswidrig-
keit auf das Wahlergebnis von Einfluss war“) 
nicht im Einklang stehe, beansprucht allein 
160 Seiten (S 686–846).

Das Schlagwortregister (sh dazu die Bespre-
chung des 1. Halbjahresbandes 2015 in der 
Februar-Folge 2017, S 29) enthält außerdem 
noch zahlreiche Hinweise auf den VfGH als 
Wahlgericht (sh S 1020).

Weiters ist auch auf nicht Wahlen betreffen-
de Entscheidungen von unmittelbarem In-
teresse für die Gemeinden aufmerksam zu 
machen, so VfSlg 20053 (Neuplanungsge-
biet, Leonding), VfSlg 20043 (Gemeinderats-
wahl Braunau am Inn), VfSlg 20044 (Wahl 
des Gemeinderates und des Bürgermeis-
ters der Stadt Wels). Außerdem wird noch-
mals – zu Überblickszwecken – die Durch-
sicht des Schlagwortregisters, S 1017–1020, 
empfohlen.

Die Orientierung an der neuen Entschei-
dungssammlung kann übrigens das Entste-
hen von Kosten verhindern oder diese min-
dern.� J.D.

Foto: www.fotolia.com
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20 Jahre Nationalpark Kalkalpen

Der Nationalpark Kalkalpen feiert 
seinen 20. Geburtstag. Das wur-
de bei einem großen Fest im Besu-
cherzentrum Ennstal in Reichra-
ming gefeiert. Der Nationalpark hat 
sich in den letzten zwanzig Jahren 
zu einem absoluten Besucherma-
gnet entwickelt. Sechs Millionen 
Menschen haben ihn in den letzten  
20 Jahren besucht. Mit durch-
schnittlichen Ausgaben von rund  
75 Millionen Euro pro Jahr tragen 
die Besucherinnen und Besucher der 
Nationalparkregion maßgeblich zur 
regionalen Wertschöpfung bei. Da-
rüber hinaus hat sich der National-
park als anerkanntes Zentrum für  
Waldforschung und Umweltbildung 
etabliert.

Um den Besucher(inne)n den Zugang 
in das Schutzgebiet zu erleichtern, 
wurden die Angebote schrittweise aus-
gebaut. Umfasste der Nationalpark 
ursprünglich 16.500 Hektar, sind es  
nach zweimaliger Erweiterung heute 
20.850 Hektar.

„Der Nationalpark Kalkalpen ist ein 
Wahrzeichen für Oberösterreich. Seine 
spezifischen Angebote sind für unser 
Bundesland ein markantes Alleinstel-
lungsmerkmal. Er ist mittlerweile auch 
ein international anerkanntes Juwel. 
Der Buchenwald wurde vor Kurzem 
von der UNESCO als Welt-Naturerbe 
ausgezeichnet und darf nun im sel-
ben Atemzug wie etwa der Yellowsto-
ne-Nationalpark genannt werden. Ich 

Nationalpark-Direktor Erich Mayrhofer, Landeshauptmann-Stellvertreter Dr. Manfred 
Haimbuchner, Landeshauptmann Mag. Thomas Stelzer, Umweltminister Andrä 
Rupprechter� Foto: Land OÖ/Kraml

bin überzeugt, dass der Nationalpark 
künftig in einem noch höheren Maß 
als Garant für intakte Naturlandschaft 
wahrgenommen wird und damit das 
positive Image der Nationalpark Kal-
kalpenregion und Oberösterreich noch 
weiter erhöhen wird“, erklärte Lan-
deshauptmann Mag. Thomas Stelzer  
beim Festakt 20 Jahre Nationalpark 
Kalkalpen. 

„Der Nationalpark Kalkalpen ist ein 
wichtiges Mitglied der Nationalpark- 
Familie, welche die größten Schät-
ze unseres Landes – ,unser Natur- 
erbe‘ – für uns und folgende Genera-
tionen bewahrt“, so Bundesminister 
Rupprechter anlässlich der Jubilä-
umsveranstaltung. „Der Nationalpark 
steht für den Schutz der unvergleich- 
lichen Natur in dieser Region, Wissens- 
vermittlung auf höchstem Niveau,  
für Wissenschaft und Forschung  
und seinen besonderen Erholungs-
wert.“

„Der Nationalpark Kalkalpen ist ein 
Erfolgsprojekt, von dem Natur und 
Mensch gleichermaßen profitieren. Es 
ist die Aufgabe der Politik, dafür zu sor-
gen, dass der Nationalpark auch künf-
tig die Akzeptanz der regionalen Bevöl-
kerung genießt. Schließlich zeigen die 
vergangenen 20 Jahre Nationalpark 
nicht nur, dass ein Teil der ursprüng-
lichen Artenvielfalt zurückkehren 
konnte, sondern auch, dass mit sechs 
Millionen Besucherinnen und Besu-
chern eindrucksvoll ein hoher Erleb-
niswert erzielt wurde und die Region 
auch wirtschaftlich vom Nationalpark 
profitieren konnte“, so Landeshaupt-
mann-Stellvertreter Dr. Manfred Haim-
buchner.
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Foto: www.fotolia.com
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▪	Breite von WC-Türen – Klarstellung

Im Rechtsjournal der OÖGZ 6/2017 haben 
wir eine Kurzfassung einer Rechtsauskunft 
der Gemeindeaufsichtsbehörde betreffend 
die erforderliche Mindestbreite von WC-Türen 
veröffentlicht. Zur Vermeidung allfälliger Miss-
verständnisse hat uns die Aufsichtsbehörde 
ersucht, darauf hinzuweisen, dass sich die dor-
tige Aussage nur auf „WC-Trennwandsysteme“ 
als Einrichtungselement, nicht aber generell 
auf jegliche WC-Türen bezieht.

BAURECHT

▪	Nachbarrecht im Bauverfahren

Aus § 31 Abs 4 OÖ BauO 1994 kann nicht 
der Schluss gezogen werden, dass jegliche 
Veränderung der Belichtungsverhältnisse 
auf den Nachbargrundstücken unzulässig 
wäre oder dass der Nachbar ein subjektives 
Recht auf „Besonnung“ hat. Diese Bestim-
mung trifft keine selbstständige Regelung 
hinsichtlich des Ausmaßes der Belichtung 
und Belüftung des Nachbargrundstückes, 
sondern stellt auf materielle Bestimmun-
gen des Baurechts oder eines Flächenwid-
mungs- oder Bebauungsplanes ab. (VwGH 
vom 23. 5. 2017, Ro 2015/05/0021)
 

▪	Nachbareinwendung im Bauverfahren

Einwendungen des Nachbarn gegen die 
Gebäudehöhe sind nur insoweit zu berück-
sichtigen, als die Gebäudehöhe durch die 
Bestimmungen des Gesetzes oder eines 
Flächenwidmungs- oder Bebauungsplanes 
festgelegt ist, wobei dem Nachbarn ein sub-
jektives Recht auf Einhaltung dieser Höhe 
nur hinsichtlich der seinem Grundstück zu-
gekehrten Gebäudefront zukommt. (VwGH 
vom 23. 5. 2017, Ro 2015/05/0021)
 

▪	Kein Anspruch auf widmungsgemäße 
Verwendung

Die OÖ BauO 1994 gewährt dem Nach-
barn nicht schlechthin einen Anspruch auf 
widmungsgemäße Verwendung des Bau-
grundstückes. Sie enthält nämlich keine 
Bestimmung, die ausdrücklich ein Recht auf 
Einhaltung der Flächenwidmung einräumt. 
(VwGH vom 29. 3. 2017, Ra 2015/05/0057)
 

▪	Wohngebietswidmung – Nachbar-
rechte

Einem Nachbarn kommt in Bezug auf die in 
§ 22 Abs 1 OÖ ROG 1994 angeführten Krite-
rien „wirtschaftliche, soziale oder kulturelle 
Bedürfnisse“ kein Mitspracherecht zu, wes-
halb dem VwG eine Prüfung dieser Kriteri-
en verwehrt gewesen ist. (VwGH vom 16. 2. 
2017, Ra 2015/05/0060)

▪	Ausnahme von der Abstandsbestim-
mung

Nach der Judikatur des VwGH zu § 41 (2)  
Z 3 OÖ BauTG 2013 vergleichbaren Bestim-
mung des § 33 (1) lit b OÖ BauO 1976 liegt 
ein Balkon dann vor, wenn sich ein Gebilde 
überwiegend als offener Vorbau an einem 
Gebäude darstellt. Die gegenständlichen 
Balkone befinden sich im Erdgeschoß und 
im 1. Stock, wobei über dem Balkon im  
1. Stock ein Schutzdach angebracht ist, so-
dass jeder Balkon oben abgedeckt, jedoch 
an den Seitenwänden offen ist. Dabei han-
delt es sich nicht um Loggien, sondern um 
Balkone iSd § 41 (2) Z 3 OÖ BauTG 2013. 
(VwGH v. 27. 6. 2017, Ra 2014/05/0059)

 

RAUMORDNUNG

▪	Auslegung des Bebauungsplanes

Der Regelungsinhalt eines Bebauungspla-
nes (ebenso wie eines Flächenwidmungs-
planes) richtet sich grundsätzlich nach den 
raumordnungsrechtlichen Bestimmungen 
zum Zeitpunkt der Beschlussfassung durch 
den Gemeinderat und nicht nach später 
abgeänderten Bestimmungen, wenn ge-
setzliche Bestimmungen nicht eine andere 
Regelung vorsehen. (VwGH vom 23. 5. 2017, 
Ro 2015/05/0021)

ABGABENVERFAHREN

▪	Masseverwalter – gesetzlicher Ver-
treter 

Durch die Eröffnung des Insolvenzverfah-
rens wird das gesamte der Exekution un-
terworfene Vermögen, das dem Schuldner 
zu dieser Zeit gehört oder das er während 
des Insolvenzverfahrens erlangt (Insolvenz-
masse), dessen freier Verfügung entzogen. 
Der Masseverwalter ist für die Zeit seiner 
Bestellung – soweit die Befugnisse des 
Schuldners beschränkt sind – gesetzlicher 
Vertreter iSd § 80 BAO. (VwGH v. 4. 5. 2017, 
Ra 2017/16/0061)

 
BESONDERES 
VERWALTUNGSRECHT

▪	Aufgabe der Abgabestelle nach dem 
Zustellgesetz

Nach § 8 (1) des Zustellgesetzes hat eine 
Partei, die während eines Verfahrens (von 
dem sie Kenntnis hat) ihre bisherige Abga-
bestelle ändert, dies der Behörde unverzüg-
lich mitzuteilen. Dies gilt auch für die Aufga-
be einer Abgabestelle. (VwGH v. 22. 6. 2017, 
Ra 2016/03/0079)

VERWALTUNGSVERFAHREN

▪	Heranziehung von Amtssachverstän-
digen

§ 52 Abs 1 AVG ist zu entnehmen, dass 
der Gesetzgeber von einem Vorrang der 
Heranziehung von Amtssachverständigen 
ausgeht und zwischen „beigegebenen“ und 
„zur Verfügung stehenden“ amtlichen Sach-
verständigen unterscheidet. Der Amtssach-
verständige ist der Behörde „beigegeben“, 
wenn er organisatorisch in sie eingegliedert 
ist, er steht der Behörde „zur Verfügung“, 
wenn sie sich seiner bedienen kann, obwohl 
er einer anderen Behörde eingegliedert ist. 
(VwGH vom 27. 6. 2017, Ro 2015/10/0045)
 

▪	Bescheiderlassung im Mehrparteien-
verfahren

Ein Bescheid ist dann erlassen, wenn er ver-
kündet oder formgerecht zugestellt wurde. 
Im Mehrparteienverfahren ist ein Bescheid 
als erlassen anzusehen, wenn er einer Par-
tei zugestellt wurde. (VwGH vom 9. 6. 2017, 
Ra 2017/02/0060)

▪	Umfang der Prüfungsbefugnis der 
Berufungsbehörde

Die Prüfungsbefugnis der Berufungsbehör-
de und auch der Gerichtshöfe des öffentli-
chen Rechts ist im Falle des Rechtsmittels 
einer Partei des Verwaltungsverfahrens mit 
beschränktem Mitspracherecht, wie dies 
auf Nachbarn nach der OÖ BauO 1994 im 
Baubewilligungsverfahren zutrifft, auf jene 
Fragen beschränkt, hinsichtlich derer dieses 
Mitspracherecht als subjektiv-öffentliches 
Recht besteht und soweit rechtzeitig im Ver-
fahren derartige Einwendungen erhoben 
wurden. Dies gilt in gleicher Weise für die 
Verwaltungsgerichte. Einerseits ergibt sich 
das daraus, dass Parteibeschwerden iSd  
Art 132 Abs 1 Z 1 B-VG vom VwG nur inso-
weit zu prüfen sind, als die Frage der Ver-
letzung von subjektiv-öffentlichen Rechten 
Gegenstand ist. Andererseits ist vom VwG 
(nur) die Angelegenheit zu erledigen, die 
von der Verwaltungsbehörde zu entschei-
den war, was bedeutet, dass das VwG – 
ebenso wie eine Berufungsbehörde – auch 
zu beachten hat, ob vom Nachbarn seine 
einschlägigen subjektiv-öffentlichen Rechte 
durch die rechtzeitige Erhebung entspre-
chender Einwendungen wirksam geltend 
gemacht wurden. (VwGH vom 23. 5. 2017, 
Ro 2015/05/0021)

▪	Prüfungsbefugnis der Berufungsbe-
hörde

Die Beschränkung des Mitspracherechts 
des Nachbarn im Bauverfahren bringt es 
mit sich, dass die Berufungsbehörde infolge 

Rechtsjournal
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Wertsicherung
Monat	 Klein-	 VP I Ø	 VP II Ø	 VP Ø	 VP Ø	 VP Ø	 VP Ø	 VP Ø	 VP Ø	 VP Ø	 VP Ø	 HVPI	 Baukostenindex	 Baukostenindex 
	 handels-	 1958	 1958	 1966	 1976	 1986	 1996	 2000	 2005	 2010	 2015	 2015	 für Straßenbau	 für Straßenbau		
	 index												            (Basis: 2010=100)	 (Basis: 2015=100)

Mai 2017	 4994,0	 659,5	 661,6	 517,6	 294,9	 189,7	 145,1	 137,9	 124,7	 113,9	 102,9	 103,21	 110,5	 103,0 
(endgültig)

Juni 2017	 4998,9	 660,1	 662,3	 518,1	 295,2	 189,9	 145,2	 138,0	 124,8	 114,0	 103,0	 103,06	 110,4	 102,9 
(vorläufig)

Juli 2017	 4984,3	 658,2	 660,4	 516,6	 294,3	 189,4	 144,8	 137,6	 124,5	 113,7	 102,7	 102,46	 110,2	 102,7 
(vorläufig)

Die oben verwendeten Abkürzungen bedeuten Folgendes:
Kleinhandels- 
index 	 =	 Kleinhandelsindex des österreichischen  
		  Zentralamtes für Statistik,
		  verkettet mit dem Verbraucherpreisindex II
VP I	 =	 Verbraucherpreisindex I (1958 = 100)
VP II 	 =	 Verbraucherpreisindex II (1958 = 100)
VP 1966 	 =	 Verbraucherpreisindex 1966 (1966 = 100)
VP 1976 	 =	 Verbraucherpreisindex 1976 (1976 = 100)

VP 1986 	 =	 Verbraucherpreisindex 1986 (1986 = 100)
VP 1996 	 =	 Verbraucherpreisindex 1996 (1996 = 100)
VP 2000 	 =	 Verbraucherpreisindex 2000 (2000 = 100)
VP 2005 	 =	 Verbraucherpreisindex 2005 (2005 = 100)
VP 2010 	 =	 Verbraucherpreisindex 2010 (2010 = 100)
VP 2015 	 =	 Verbraucherpreisindex 2015 (2015 = 100)
HVPI 	 =	 Österreichischer Harmonisierter 
		  Verbraucherpreisindex 2015 = 100

einer Berufung des Nachbarn keine Aspek-
te aufgreifen darf, zu denen der Nachbar 
kein Mitspracherecht hat. Die Berufungs-
behörde ist daher in solchen Fällen nicht 
berechtigt, aus Anlass der Berufung eines 
Nachbarn andere Fragen als Rechtsverlet-
zungen des Nachbarn aufzugreifen oder 
den bekämpften Bescheid deshalb auf-
zuheben (oder abzuändern), weil er ihrer 
Ansicht nach bestimmten, ausschließlich 
von der Behörde wahrzunehmenden (im 
öffentlichen Interesse liegenden) Vorschrif-
ten widerspricht. (VwGH vom 16. 2. 2017, Ra 
2015/05/0060)
 

▪	Anforderungen an ein Sachverständi-
gengutachten

Ein Sachverständigengutachten, das seitens 
der Behörde ihrer Entscheidung zugrun-
de gelegt wird, muss einen Befund und 
das Gutachten im engeren Sinn enthalten 
sowie eine ausreichende Begründung auf-
weisen. Der Befund besteht in der Angabe 

der tatsächlichen Grundlagen, auf denen 
das Gutachten aufbaut, und der Art, wie 
sie beschaffen wurden. Der Befund ent-
hält die vom Sachverständigen vorgenom-
menen Tatsachenfeststellungen, während  
die Schlussfolgerungen des Sachver- 
ständigen aus dem Befund, zu deren Ge-
winnung er seine besonderen Fachkennt-
nisse und Fähigkeiten benötigt, das Gut-
achten bildet. (VwGH vom 28. 6. 2017, Ra 
2017/09/0015)
 

▪	Auflagenergänzung durch Entschei-
dung des LVwG

Das VwG hat grundsätzlich in der Sache 
selbst zu entscheiden. Damit ist aber auch 
eine Ergänzung von Auflagen möglich, auch 
wenn diese nicht im Spruch des Berufungs-
bescheides, sondern des erstinstanzlichen 
Bescheides – der von der Berufungsbehör-
de bestätigt wurde, womit von dieser ein 
mit dem erstinstanzlichen Bescheid über-
einstimmender Bescheid erlassen wurde – 

wörtlich wiedergegeben sind. (VwGH vom 
10. 7. 2017; Ra 2017/05/0103

▪	Keine Zulässigkeit einer ordentlichen 
Revision

Durch eine bloß pauschale Behauptung der 
Abweichung von der Rechtsprechung des 
VwGH wird keine konkrete Rechtsfrage im 
Sinne des Art 133 Abs 4 B-VG aufgezeigt. Ein 
somit nur allgemein formuliertes Vorbrin-
gen kann die Zulässigkeit der Revision nicht 
begründen. (VwGH vom 19. 7. 2017;   Ra 
2017/01/0182)

▪	Keine Revision bei uneinheitlicher 
Rechtsprechung der Verwaltungsge-
richte

Eine uneinheitliche Rechtsprechung eines 
oder mehrerer Verwaltungsgerichte erfüllt 
für sich genommen nicht den Tatbestand 
des Art 133 Abs 4 B-VG. (VwGH vom 19. 7. 
2017; Ra 2017/01/0182)� Mag. Hae.
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